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A

|  Akuter Schlaganfall
Der Schlaganfall (Hirninfarkt), ist eine der häu-
figsten Erkrankungen mit Todesfolge und betrifft 
vor allem Menschen höheren Lebensalters. Ursa-
che ist entweder eine plötzliche Durchblutungs-
störung im Gehirn durch Verstopfungen oder eine 
Einblutung ins Gehirn (Hirnblutung) durch einen 
Riss eines Blutgefäßes. Diese Vorgänge bewirken 
eine unzureichende Versorgung der Nervenzellen 
im Gehirn mit Sauerstoff und Nährstoffen, 
so dass sie absterben.

Der Schlaganfall ist ein dringender Notfall, der 
sofort im Krankenhaus behandelt werden muss.

Ein Schlaganfall macht sich vor allem durch 
folgende Symptome bemerkbar:
•	 Lähmungen

•	 Seh- und Sprachstörungen

•	 Gefühlsstörungen

•	 Kopfschmerzen

•	 Bewusstseinsstörungen 

Was man tun muss:
1.	� Sofort Notarzt rufen/rufen lassen (Tel. 112)!

2.	� Fenster öffnen, enge Kleidungsstücke 
lockern!

3.	 Betroffenen in Seitenlage bringen!

4.	� Kopf durch Unterstützung (z.B. Kissen) 
etwas erhöhen!

5.	 Vorhandene Zahnprothesen entfernen!

6.	 Puls- und Herzschlag kontrollieren!

7.	 Atemwege freihalten!

8.	 Für Ruhe des Betroffenen sorgen! 

	� Risikofaktoren
	 Stroke Unit/Schlaganfall-Station
	 Vorbeugung
	� Warnzeichen

|  Alten- und Pflegeheime
Der Umzug in ein Alten- und Pflegeheim kommt 
dann in Betracht, wenn Sie so krank, behindert 
oder pflegebedürftig sind, dass Sie zu Hause auch 
mit Unterstützung eines ambulanten Dienstes 
und mit Unterstützung der Familie nicht mehr 
zurecht kommen. Die Entscheidung fällt vielen 
schwer, aber gerade Alleinlebenden bietet das 
Heim neben der umfassenden Versorgung auch 
neue Kontakte und Geselligkeit.

Die meisten Alten- und Pflegeheime bieten heute 
neben der Wohnung und Verpflegung auch Be-
handlungspflege, Beratung, therapeutische Hilfen 
wie z.B. Ergotherapie oder kulturelle Angebote, 
manche haben sogar eigene physiotherapeutische 
Abteilungen. Des Weiteren verfügen viele Al-
ten- und Pflegeheime über Kurzzeitpflegeplätze. 
Es besteht freie Arztwahl und Sie behalten Ihren 
vertrauten Hausarzt, der Ihnen auch im Heim alle 
notwendigen ambulanten therapeutischen Hilfen, 
wie z.B. Krankengymnastik, verordnen kann. 

Wohnen und Pflege im Heim ist meist aus eigenen 
Mitteln nicht zu finanzieren. Wenn Sie pflegebe-
dürftig sind, gibt es für die Finanzierung der Pflege-
kosten Leistungen nach dem Pflegeversicherungs-
gesetz, und zwar je nach Höhe des Pflegegrades.

Reicht Ihr Einkommen nicht aus, um die restlichen 
Pflegekosten, Verpflegung und Unterkunft zu be-
zahlen, gibt es die Möglichkeit, bei Ihrem Sozialamt 
fianzielle Hilfe zu beantragen.

Bevor Sie aber in ein Alten- und Pflegeheim um-
ziehen, muss zunächst Ihr persönlicher Pflegegrad 
festgestellt werden. Stellen Sie deshalb möglichst 
frühzeitig einen Antrag bei Ihrer Pflegekasse. Von 
dort wird dann alles Notwendige veranlasst.

Wenn Sie nach einem Krankenhausaufenthalt 
sofort in einem Heim aufgenommen werden 
wollen, sollten Sie sich  mit dem Sozialdienst Ihres 
Krankenhauses in Verbindung zu setzen.

Die Anschriften von Alten- und Pflegeheimen fin-
den Sie im Branchenverzeichnis oder Sie können 
sie unter folgenden Anschriften erfragen:

	� Städtische Altenpflegeheime u. 
Betreutes Wohnen 
Wattstraße 7 
23566 Lübeck 
Tel.: 0451 609 - 90 30, - 90 29

	� Pflegestützpunkt der Hansestadt Lübeck 
(trägerunabhängig)  
Kronsforder Allee 2 - 6 
23560 Lübeck 
Tel.: 0451 122 - 49 03, - 49 31 
Fax: 0451 122 - 49 89 

	 Krankenhaussozialdienst 
	 Pflege
	 Pflegeberatung
	 Unterhaltspflicht

	 Wohnen/Wohnraumanpassung 
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|  Angehörige
Auch Angehörige brauchen Hilfe. Der Schlaganfall 
des Familienmitgliedes oder Freundes betrifft sie 
ebenso. Angehörigen wird viel abverlangt: zeitlich, 
körperlich und seelisch. Angehörige sind Beistand, 
Helfer, Förderer und Pfleger. Sie sind selbst schlagar-
tig in eine veränderte Lebenssituation gestellt.

„Wie gehe ich damit um? Was kann ich tun? Wie 
helfe ich ’richtig’? Wie geht es weiter? Wie soll ich 
das schaffen? Und: Wer und was hilft mir?” Stellen 
Sie Ihre Fragen, informieren Sie sich, lassen Sie sich 
beraten, nutzen Sie die verfügbaren Hilfen!

Erste Ansprechpartner sind der Arzt, die Pflegekraft 
und der Sozialdienst im Krankenhaus. Auch die 
ambulanten, häuslichen Pflegedienste können in-
formieren und beraten. Wichtige Entscheidungen 
können hier bereits vorbereitet, weiterführende 
Hilfen vermittelt werden. Unterstützend ist insbe-
sondere das Angebot von Angehörigen-Gesprächs-
kreisen oder Selbsthilfegruppen. Der Austausch 
mit Gleichbetroffenen gibt Entlastung und sozialen 
Halt. Hier erleben Sie das Gefühl, nicht allein zu 
sein und erhalten Informationen und Tipps.

Ansprechpartner von Schlaganfallselbsthilfegrup-
pen in Lübeck und Umgebung finden Sie unter 
dem Stichwort Selbsthilfegruppen.

Einige Wohlfahrtsverbände, ambulante Pflege-
dienste und Pflegekassen führen unter fachlicher 
Anleitung auch Kurse in häuslicher Pflege durch. 
In diesen Lehrgängen werden wichtige praktische 
Erfahrungen häuslicher Kranken- und Altenpfle-
ge angesprochen. Der fachgerechte Umgang mit 
Pflegebedürftigen sowie der gezielte Einsatz von 
technischen und pflegerischen Hilfsmitteln wird 
erklärt und geübt.

TIPP: Wenn Sie z.B. Angehörige pflegen, kön-
nen Sie durch die Pflegeversicherung eine eigene 
Alterssicherung aufbauen. Dazu muss der  
Medizinische Dienst der Pflegekasse bestätigen, 
dass Sie mindestens 14 Stunden in der Woche 
Hilfeleistungen erbringen. Die Pflegekasse zahlt 
für Sie als anerkannte Pflegeperson dann  
Beiträge in die gesetzliche Rentenversicherung. 
Außerdem wird Ihre Pflegetätigkeit in den Schutz 
der gesetzlichen Unfallversicherung einbezogen.

	 Pflege
	 Selbsthilfegruppen

|  Anschlussrehabilitation 
Unter Anschlussrehabilitation versteht man eine 
stationäre medizinische Rehabilitation in spezi-
ellen Kliniken. Sie sollte möglichst direkt nach 
dem Krankenhausaufenthalt folgen und muss vom 
behandelnden Arzt im Krankenhaus beantragt 
werden. Voraussetzung ist, dass der Gesundheits-
zustand des Patienten verbessert werden kann.

Die Dauer der Anschlussrehabilitation ist abhän-
gig von der Erkrankung und dem Rehabilitations-
verlauf und beträgt in der Regel drei Wochen. Eine 
Verkürzung der Rehabilitationszeit erfolgt, wenn 
erkennbar ist, dass das Rehabilitationsziel nicht 
oder früher erreicht wird. Die Anschlussrehabili-
tation wird verlängert, wenn dies zur Erreichung 
des Rehabilitationszieles aus medizinischen Grün-
den nötig wird. 

Bitte kümmern Sie sich möglichst früh, noch wäh-
rend des Krankenhausaufenthaltes, um die Details 
der Anschlussrehabilitation. Ansprechpartner 
sind der jeweilige Stationsarzt und der Sozial-
dienst des Krankenhauses.

Die Kostenträgerschaft hängt von Ihrem beruf-
lichen und sozialen Status ab und wird von den 
antragsaufnehmenden Stellen geklärt. In der 
Regel werden die Kosten entweder vom Renten-
versicherungträger oder von der Krankenkasse 
übernommen. Die von Ihnen zu leistende Zuzah-
lung beträgt 10 € je Tag für maximal 28 Tage im 
Kalenderjahr.

Nach einer Anschlussrehabilitation ist es meist 
sinnvoll, ambulante Therapiemaßnahmen  
(z.B. Ergotherapie) durchzuführen und auch zu 
Hause die Übungen zu machen, die mit dem  
Therapeuten abgestimmt sind.

	 Krankenhaussozialdienst
	 Rehabilitation
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|  Aphasie 
Bei der Aphasie handelt es sich um Störungen im 
Bereich der Sprache, des Verstehens, des Schrei-
bens, des Rechnens und des Lesens. Aphasie ist 
eine Sprachstörung, keine Denkstörung. Nahezu 
ein Viertel aller Schlaganfallpatienten sind davon 
betroffen. Die sprachtherapeutische Behandlung 
sollte so früh wie möglich einsetzen, d.h. schon 
im Akut-Krankenhaus. Die psychische Belastung 
durch den Verlust der gewohnten Kommunikati-
onsmöglichkeit ist besonders groß und muss bei 
der Therapie berücksichtigt werden. Mitglieder 
von Aphasikergruppen bestätigen, wie wichtig es 
für Menschen mit Sprachschwierigkeiten ist, in ei-
ner Gruppe von Gleichbetroffenen Gemeinschaft 
zu erleben.

Informationsmaterial, erhalten Sie beim

�Bundesverband für die Rehabilitation  
der Aphasiker e.V.  
Bundesgeschäftsstelle 
Klosterstr. 17, 97084 Würzburg,  
Tel.: 0931 250 -13 00 
Fax: 0931 250 -1 30 39 
E-Mail : info@aphasiker.de 
www.aphasiker.de 

	� Logopädie /Sprachtherapie
	� Selbsthilfegruppen
	� Ratgeber

|  Arbeit und Beruf 
Sie zu einer angemessenen Tätigkeit auf Dauer zu 
befähigen, ist zentrale Aufgabe der beruflichen Re-
habilitation. Um diesen Zweck zu erreichen, ste-
hen Ihnen eine Vielzahl von Hilfen zur Verfügung, 
für die in der Regel die Rentenversicherungsträger 
oder die Agentur für Arbeit zuständig sind. Wenn 
Sie durch die Folgen Ihrer Krankheit nicht mehr 
den bisherigen Anforderungen der Berufstätig-
keit entsprechen, dann muss festgestellt werden, 
in wieweit Ihre Erwerbsfähigkeit gemindert ist 
und ob sie teilweise oder ganz wieder hergestellt 
werden kann. Ziel ist es, nach Möglichkeit den 
bisherigen Arbeitsplatz zu erhalten.

Arbeitsagentur
Die Arbeitsagentur fördert unter anderem Maßnah-
men zur beruflichen Wiedereingliederung durch 
Einarbeitungszuschüsse und Umschulungsmaß-
nahmen.

	� Agentur für Arbeit Lübeck 
Hans-Böckler-Str. 1 
23560 Lübeck 
Tel.: 0800 4555500 
E-Mail: Luebeck@arbeitsagentur.de 
www.arbeitsagentur.de

Arbeitsplatz
Für die berufliche Zukunft nach einem Schlag-
anfall ist entscheidend, wie hoch der Grad Ihrer 
Behinderung ist, der vom Landesamt für soziale 
Dienste festgestellt wurde. Die Anschrift des Lü-
becker Landesamtes finden Sie unter dem Stich-
wort „Schwerbehindertenausweis”. Die Siche-
rung des Arbeitsplatzes ist das zentrale Anliegen 
des Schwerbehindertengesetzes. 

Behinderte haben eine besondere Rechtsposition 
z.B. in bezug auf Auswahl und Ausgestaltung ihres 
Arbeitsplatzes, Leistungsanforderungen, beruf-
liche Förderung usw.

Der Bestand des Arbeitsverhältnisses eines 
Schwerbehinderten ist besonders geschützt durch 
den Kündigungsschutz, wobei dieser erst nach 
einer mindestens sechsmonatigen Beschäftigungs-
zeit wirksam wird. Der Arbeitgeber bedarf der 
vorherigen Zustimmung der Hauptfürsorgestelle, 
wenn er einem Schwerbehinderten kündigen will. 
Innerbetrieblich vertritt in den meisten größeren 
Betrieben eine Vertrauensperson die Interessen 
der schwerbehinderten Arbeitnehmer gegenüber 
dem Arbeitgeber.  
Bei anerkannter Schwerbehinderung können Sie 
folgende Dienste in Anspruch nehmen:

•	� Integrationsfachdienst  für Beratung und 
Begleitung bei Problemen am Arbeitsplatz, 
Beratung und Hilfe bei der Suche nach Beschäf-
tigung auf dem Arbeitsmarkt, sowie Beratung 
und Hilfe für Arbeitgeber bei Fragen zur beruf-
lichen Integration von Schwerbehinderten. 
Fünfhausen 1 
23552 Lübeck 
Tel.: 0451 707 - 570  
Fax: 0451 707 - 57 29 
E-Mail: info@integra-sh.de

A
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•	� Integrationsamt zuständig für Informationen 
zu Nachteilsausgleichen, begleitende Hilfen am 
Arbeitsplatz, Kündigungsschutz, Schulungs- 
und Bildungsmaßnahmen.  
Adolf-Westphal-Str. 4 
24143 Kiel, 
Tel.: 04321 91 35 
Fax: 04321 91 37 50 
E-Mail: Post.Nms@lasd-sh.de

Berufliche Wiedereingliederung
Ist eine berufliche Wiedereingliederung möglich, 
sollte in der Rehabilitationsklinik eine gezielte 
Beratung durch das Fachpersonal des zuständigen 
Rehabilitationsträgers unter Einbeziehung der 
Arbeitsagentur erfolgen.

Grundlage für die Eingliederung der Schwerbe-
hinderten in Arbeit, Beruf und Gesellschaft bildet 
das Schwerbehindertengesetz. Das Ziel der beruf-
lichen Eingliederung der Schwerbehinderten soll 
dadurch erreicht werden, dass der Behinderte ei-
nen seinen Fähigkeiten und Kenntnissen entspre-
chenden Arbeitsplatz erhält und der Arbeitsplatz 
des Schwerbehinderten gesichert wird.

Das Integrationsamt  bzw. die örtlichen Fürsorge-
stellen bei Ihrer Stadt- und Gemeindeverwaltung 
haben die Aufgabe, bestehende Arbeitsverhält-
nisse zu sichern. Es ist beispielsweise möglich, 
Zuschüsse zu erhalten, wenn Ihr Arbeitsplatz 
behindertengerecht ausgestattet bzw. eingerichtet 
werden soll oder Sie eines besonderen Betreu-
ungsaufwandes bedürfen.

Umschulung
Neben der Wiederaufnahme der früheren Tätig-
keit am alten Arbeitsplatz sind ein Arbeitsplatz-
wechsel innerhalb des bisherigen Betriebes oder 
aber eine Umschulung in Erwägung zu ziehen.

Sich für eine andere berufliche Tätigkeit zu ent-
scheiden heißt oftmals, sich völlig neu orientieren 
zu lernen. Dies fällt erfahrungsgemäß nicht leicht. 
Während des Übergangs in einen neuen Beruf 
kann die Arbeitsagentur mit Zuschüssen zur Ein-
arbeitung und Probebeschäftigung einen Beitrag 
leisten. Eine Umschulung dauert in der Regel zwei 
Jahre. Informationen können Sie bei der zuständi-
gen Arbeitsagentur oder bei Ihrem Rentenversi-
cherungsträger einholen.

Erwerbsminderung
Erwerbsminderung liegt vor, wenn die Erwerbsfä-
higkeit im erlernten Beruf wegen Krankheit oder 
Behinderung auf die Hälfte oder weniger als die 
Hälfte gesunken ist. Diesem Personenkreis wird 
auf Antrag Erwerbsminderungsrente gezahlt, 
wenn keine Aussicht besteht, dass sich auf abseh-
bare Zeit an der Situation etwas ändert. Erwerbs-
minderungsrenten sind zunächst immer befri-
stete Renten. Nach einem gesetzlich festgelegten 
Zeitraum wird erneut geprüft, ob die Vorrausset-
zungen noch vorliegen oder eine teilweise oder 
vollständige Rückkehr ins Erwerbsleben möglich 
ist.Fragen zur Erwerbsminderungsrente werden 
vom zuständigen Rentenversicherungsträger 
beantwortet. 

•	� Deutsche Rentenversicherung 
Auskunfts- und Beratungsstelle 
Ziegelstr. 150, 23556 Lübeck 
Tel.: 0800 100048022 

	� Krankenhaussozialdienst
	� Rehabilitation
	� Rente
	� Schwerbehindertenausweis

|  Auto und Führerschein
Bitte lassen Sie sich nach einem Schlaganfall hin-
sichtlich der Fahrtauglichkeit auf jeden Fall vom 
Arzt beraten! Im Zweifel wird nach einem Schlag-
anfall die Beurteilung der Fahrtauglichkeit durch 
eine neurologische und neuropsychologische 
Untersuchung erfolgen.

Achtung: Ist ein Betroffener fahruntauglich und 
er steuert dennoch ein Kfz, macht er sich strafbar 
und muss für eventuelle Schäden aufkommen. 
Berufskraftfahrer sollten schon nach einer vorü-
bergehenden Durchblutungsstörung gründlich 
neuropsychologisch untersucht werden. Im 
Interesse der Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer 
müssen Autofahrer mit Bewusstseinsstörungen 
vorübergehend ihre Fahrerlaubnis zurückgeben. 
Andererseits kann selbst bei einer Halbseitenläh-
mung nach einem entsprechenden Umbau des 
Autos selbständiges Fahren möglich sein. Dieser 
Umbau kann durch das Integrationsamt finanziell 
unterstützt werden.
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|  Behindertenberatung
Für Schlaganfallbetroffene und Menschen mit 
Handicap gibt es Lübeck folgende Beratungsmög-
lichkeiten:

•	 Lübecker Schlaganfallhilfe-Büro 
	 Ratzeburger Alle 160 
	 23538 Lübeck 
	 Tel.: 0451 500 - 43 471/ -43 461  
	 Fax: 0451 500 - 43 484 
	 E-Mail: sh-regional@neuro.uni-luebeck.de

•	� Hansestadt Lübeck 
Bereich Soziale Sicherung 
Behindertenhilfe 
Kronsforder Allee 2 - 6 
23569 Lübeck 
Tel.: 0451 122 - 25 44 
Fax: 0451 122 - 25 53 
E-Mail: soziale-sicherung@luebeck.de

Eine weitere Möglichkeit um Informationen zur 
Klärung sozialer Angelegenheiten einzuholen, 
bietet der Kontakt zur Bürgerbeauftragten von 
Schleswig-Holstein und ihren Mitabeitern:

•	 Bürgerbeauftragte für soziale Angelegenheiten 
	 Tel.: 0431 988 -12 40	 Mo	
9.00 - 19.00 Uhr 
	 Fax: 0431 988-12 39	 Di - Fr.	
9.00 - 15.00 Uhr 
	 E-Mail: Buergerbeauftragte@landtag.ltsh.de 

	� Krankenhaussozialdienst

	� Selbsthilfegruppen

	� Wohlfahrtsverbände

|  Behindertensport
Sportliche Betätigung dient nicht nur der  
Vorbeugung, sondern trägt auch zum  
Wohlbefinden bei. Aber Vorsicht: Stimmen Sie 
Ihre sportlichen Aktivitäten mit Ihrem Arzt ab 
und trauen Sie Ihrem Körper nur soviel zu, wie er 
verkraften kann. Für Behinderte kann Sport auf 
Rezept vom Arzt verordnet werden.

Behindertensport-Gemeinschaften in Lübeck:

•	� Turn- und Sportverein e.V. 
Schlutuper Straße 37 
23566 Lübeck 
Tel.: 0451 63 646

|  Betreuung und Vorsorge
Erwachsene Menschen, die körperlich, geistig 
oder seelisch behindert sind können nach dem 
Betreuungsgesetz eine Betreuerin/ einen Betreuer 
als Hilfe erhalten, wenn sie einen Teil oder alle per-
sönlichen und vermögensrechtlichen Angelegen-
heiten nicht mehr selbst wahrnehmen können.

Schon im Vorfeld kann jeder für sich eine gewisse 
Vorsorge treffen. Hierzu eignen sich die Betreu-
ungsverfügung, das Patiententestament und die 
Vorsorgevollmacht, die in schriftlicher Form 
verfasst werden müssen und notariell beglaubigt 
werden sollten.

Informationen erhalten Sie beim

Verein für Betreuung und Selbstbestimmung e.V. 
Pleskowstr. 1b 
23564 Lübeck 
Tel.: 0451 609 -11 20 
Fax: 0451 609 -11 72 
E-Mail: info@btv-hl.de 
www.btv-hl.de

B
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E

|  Ergotherapie
Ziel der ganzheitlichen Ergotherapie ist es, den 
Betroffenen bei der Wiedererlangung größtmög-
licher körperlicher, geistiger, sozialer und beruf-
licher Selbständigkeit zu unterstützen.

Dieses Ziel wird durch folgende Maßnahmen 
angestrebt:

Bewegungs- und Empfindungstraining, z.B.

•	 Bewegungsanbahnung 
•	 Koordinations- und Gleichgewichtstraining 
•	 Grob- und Feinmotorik

Neuropsychologisches Training bei Störungen, z.B.

•	 Wahrnehmung und Orientierung 
•	 Aufmerksamkeit, Konzentration, Gedächtnis

Selbsthilfetraining in den Aktivitäten des täg-
lichen Lebens, z.B.

•	 Erprobung und Einsetzen von Hilfsmitteln 
•	� Beratung über zweckmäßige Veränderungen 

im Wohn- und Arbeitsbereich

Ergotherapie wird auf Verordnung des Arztes 
durchgeführt. Die Anschriften der Ergothera-
pie- Praxen in Lübeck entnehmen Sie bitte dem 
Telefonbuch/Gelbe Seiten oder erfragen Sie bei 
Ihrer Krankenkasse. Fragen Sie, falls notwendig, 
ob die von Ihnen bevorzugte Ergotherapiepraxis 
auch Hausbesuche durchführt.

	� Rehabilitation

|  Erholung und Reisen
Erholung dient der Gesundheit und bietet die 
Möglichkeit zum Aufbau neuer Kontakte. Die 
Teilnahme an Erholungsreisen ist eine gute Mög-
lichkeit, neue Erfahrungen zu sammeln. 

Wollen Sie als Schlaganfallpatient verreisen oder 
an organisierten Freizeiten teilnehmen, dann müs-
sen bestimmte Anforderungen erfüllt sein, damit 
dies gelingen kann. Einige Wohlfahrtsverbände 
bieten jedes Jahr verschiedene kostengünstige 
Reisen und Erholungsmaßnahmen an. Interessier-
te können sich dort über die aktuellen Angebote 
erkundigen.

Auch wer keine ausgedehnte Urlaubsreise antreten 
möchte, kann in der näheren Umgebung ange-
nehme Tage mit interessanten Freizeitangeboten 
verbringen; unter anderem ist auch mit „Ferien 
ohne Koffer” die tägliche Rückkehr nach Hause 
möglich. 

Reiseinformationen erhalten Sie unter:
•	� „Reisen ohne Barrieren“ Organisation von  

Reisen für Menschen mit Behinderung und 
deren Familien, Freunde und Bekannte. 
Vermittlung von Begleitpersonen. 
�Bundesverband Selbsthilfe  
Körperbehinderter e.V. 
Altkrautheimer Str. 20, 74 238 Krautheim/
Jagst 
Tel.: 06294 428 -150, Fax: 06294 428 -159 
E-Mail: info@bsk-reisen.org 
www.bsk-reisen.org

•	� „RfB - Touristik“ 
Marktstr. 5 
41236 Mönchengladbach 
Tel.: 02166 61 89 00 
Fax: 02166 6 18 90 88 
E-Mail: info@rfb-touristik.de 
www.rfb-touristik.de

•	� „Deutsche Bahn-AG” 
Informationen zu Reisen mit der Bahn für mo-
bilitätseingeschränkte Reisende 
Mobilitäts- Service- Zentrale 
Tel.: 0180 6 51 25 12 
E-Mail: msz@deutschebahn.com 
www.bahn.de 
(barrierefreies Reisen/Mobilitätsservice)

•	� „Videlis-Seniorenreisen e.V.“  
Die Reisen von Videlis sind sowohl für Se-
nioren mit krankheits- und altersbedingten 
Einschränkungen als auch für mobilere Seni-
oren geeignet.  
Bürgermeister-Bohl-Str. 56, 86157 Augsburg 
Tel.: 0821 74 27 76  
Fax: 0821 74 32 05  
www.videlis.de

	� Wohlfahrtsverbände
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|  Ernährung
Erkenntnisse der Ernährungsforschung weisen 
auf den Nutzen einer vitaminreichen und fettre-
duzierten Ernährung auch zur Vorbeugung von 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen hin. 

Ernährungsberatung kann während des Kran-
kenhausaufenthaltes erfragt werden. Außerdem 
bieten zahlreiche Krankenkassen Ernährungsbe-
ratung an und halten eine Vielzahl von Informati-
onen in Form von Ratgebern und Broschüren zu 
Fragen der Ernährung für Sie bereit. Wenden Sie 
sich bitte an Ihre Krankenkasse.

Wenn Sie nach dem Schlaganfall Schwierigkeiten 
mit dem Kauen und Schlucken haben, nehmen Sie 
nur kleine Mengen in den Mund und achten Sie 
nach jedem Bissen darauf, dass in der schwächeren 
Mundhälfte keine Essensreste zurückbleiben. 
Bevorzugen Sie in diesem Fall weiche oder zerklei-
nerte Speisen. Ein von Logopäden durchgeführtes 
Schlucktraining kann ärztlich verordnet werden.

	� Krankenkassen/Pflegekassen
	� Logopädie/Sprachtherapie

|  Essen auf Rädern
Eine Reihe von gemeinnützigen Institutionen 
bieten Mahlzeitendienste („Essen auf Rädern”) an. 
Die Auswahl umfasst vielfältige Menüs (Vollwert-
kost, Diabetikerkost, Cholesterin- und salzarme 
Kost, Tiefkühlkost) in Preiskategorien zwischen 
derzeit 5 € und 9 €.

Außerdem gibt es private Anbieter, die Sie den 
gelben Seiten unter der Rubrik „Fernverpflegung”, 
bzw. „Essensbringdienste” entnehmen können. 

Die Anbieter sorgen meist für eine gesunde Ernäh-
rung, denn die Essen werden nach ernährungs-
wissenschaftlichen Erkenntnissen zubereitet und 
zusammengestellt.

Anbieter für Mahlzeitendienste in Lübeck sind u.a.: 

•	� Malteser Hilfsdienst 
Tel.: 0800 30 20 103 
www.malteser-menueservice.de

•	� Hanse Menü-Dienst 
Tel.: 0451 8 11 31 
www.hanse-md.de

•	� Helden Catering 
Tel.: 0451 2900091 
www.helden-catering.de

•	� Menü-Service Cebona 
Johanniter 
Tel.: 0451 48 69 63   00

•	� Meyer Menü 
Tel.: 0800 15 01 505 
oder 0800 15 01 506

	� Haushaltshilfen
	� Wohlfahrtsverbände

E
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|  Fahrdienste
Fahrten zur medizinischen oder therapeutischen 
Behandlung , die aus zwingenden, medizinischen 
Gründen notwendig sind, werden unter bestimm-
ten Voraussetzungen von den Krankenkassen 
übernommen. Die Kosten werden in jedem 
Fall nur dann erstattet, wenn sie vorher von der 
Krankenkasse genehmigt wurden. Klären Sie mit 
Ihrer Krankenkasse die Vorgehensweise und ob 
Ihnen eine Befreiung von Zuzahlungen zusteht. 
Erfüllen Sie nicht die Voraussetzungen für die Ko-
stenübernahme durch die Krankenkasse, besteht 
die Möglichkeit, behindertengerechte Taxen zu 
nutzen, die auch Rollstuhlfahrer transportieren 
können. Auch Wohlfahrtsverbände übernehmen 
Behindertentransporte

•	 Die Johanniter Lübeck Tel.: 0451 580 - 10 14

•	� Lübecker Hilfsdienst Tel.: 0451 79 49 77

•	� Schulz, Marco Tel.: 0177 81 12 244

•	� Taxenbetrieb Kröhnert Tel.: 0451 61 02 929

•	� Taxi Rüther Tel.: 0451 30 71 071

Fahrten sollten so früh wie möglich angemeldet 
werden, damit alle Aufträge zufriedenstellend 
ausgeführt werden können. Bei Fahrten an Sams-
tagen, Sonn- und Feiertagen wird empfohlen, 
diese mindestens 3 - 4 Tage vorher anzumelden. 
Die Fahrzeuge sind z. T. als Großraumfahrzeuge 
(bis zu 4 Rollstühlen) konzipiert. Dadurch besteht 
die Möglichkeit, dass mehrere Rollstuhlfahrer 
und ihre Begleitpersonen gemeinsam befördert 
werden können.

	�� Krankenkassen/Pflegekassen
	� Schwerbehindertenausweis

|  Fernsehen und Radio
Eine Rundfunkgebührenermäßigung und eine Te-
lefongebührenermäßigung wird unter bestimm-
ten Voraussetzungen gewährt. Schwerbehinderte 
mit dem Vermerk „RF” im Ausweis erhalten 
diese ohne Berücksichtigung ihres Einkommens. 
Empfänger von Sozialleistungen aufgrund von 
geringem Einkommen haben generell einen An-
spruch auf die Befreiung von den Rundfunk- und 
Fernsehgebühren. Die Gebühren für einen Kabel-
anschluss können jedoch nicht ermäßigt werden. 
Näheres erfragen Sie bitte bei der

	� Lübecker Schlaganfallhilfe 
Tel.: 0451 500 - 43 471 oder 43 461

	� Behindertenhilfe der Hansestadt Lübeck 
Kronsforder Allee 2 - 6 
23539 Lübeck 
Tel.: 0451 122 - 25 44

Die Befreiung wird vom ersten Tag des Monats an 
gewährt, der auf den Monat der Antragstellung folgt. 
Eine rückwirkende Erstattung ist nicht möglich.

	� Schwerbehindertenausweis
	� Stadtteilbüro

|  Freizeit und Begegnung
Kontakte, Gespräche, Geselligkeit und Teilnahme 
am kulturellen Leben sind für Menschen mit Behin-
derungen und für ältere Menschen ganz besonders 
wichtig, da sie eher die Tendenz haben, sich in den 
eigenen vier Wänden zurückzuziehen. Die Palette 
der Ideen für Kultur und Freizeit reicht von ver-
schiedenen Hobbygruppen über Interessenbörsen, 
Gesprächskreise, Tanznachmittage, Selbsthilfe-
gruppen, Singgemeinschaften, Bildungsangebote 
der Volkshochschule, Kur- und Erholungsangebote 
bis zu Altenclubs und Altentagesstätten.

Informationen über das Angebot in Ihrer Stadt 
oder Gemeinde geben Ihnen:

•	 die Wohlfahrtsverbände 
•	 die Kirchengemeinden 
•	� die Volkshochschulen und andere  

Weiterbildungseinrichtungen, wie z.B.:  
 Seniorenakademie  
 Im Marienwerkhaus 
 Marienkirchhof 2-3 
 23552 Lübeck  
 Tel.: 0451 76 3 31 
 E-Mail: seniorenakademie@st-marien-luebeck.de 
 www.st.-marien-luebeck.de  
 (Senioren)

 
•	 die Stadt- und Gemeindeverwaltungen 
•	� Kontakt- und Informationsstelle für Selbsthilfe 

(K I S S) bei der KinderWege GmbH 
Kalhorststr. 35a / Gebäude 49 
23562 Lübeck 
Tel.: 0451 69339584 
E-Mail: kiss-luebeck@kinderwege.de 
www.kiss-luebeck.de

	� Behindertensport	   Erholung und Reisen
	� Fahrdienste		    Kirchengemeinden
	� Selbsthilfegruppen	   Wohlfahrtsverbände

F
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|  �Grundsicherung im Alter und bei voller 
Erwerbsminderung

Die Grundsicherung ist eine bedarfsorientierte 
Leistung für Menschen, die wegen Alters oder 
aufgrund voller Erwerbsminderung endgültig 
aus dem Arbeitsleben ausgeschieden sind. Leis-
tungen können grundsätzlich alle beantragen, 
die das 65. Lebensjahr vollendet haben oder das 
18. Lebensjahr vollendet haben und auf Dauer 
erwerbsgemindert sind, wenn Einkommen und 
Vermögen nicht ausreichen, den Lebensunterhalt 
sicherzustellen. Dieser Personenkreis ist aus der 
Sozialhilfe ausgegliedert und einer gesonderten 
Gesetzgebung unterstellt. Die Höhe der Leistun-
gen entsprechen in etwa der Sozialhilfe.

Die Umsetzung dieses Gesetzes liegt in der Verant-
wortung der zuständigen Gemeinde- oder Stadtver-
waltung, in Lübeck wendet man sich an die

Hansestadt Lübeck  
Soziale Sicherung 
Kronsforder Allee 2 - 6 
Haus „Trave“, 2. OG. 
23539 Lübeck 
Tel.: 0451 122 - 49 09 
E-Mail: soziale-sicherung@luebeck.de
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|  Haushaltshilfen
Haushaltshilfen werden durch ambulante Pfle-
gedienste oder mobile soziale Dienste erbracht. 
Werden diese Hilfen benötigt, muss nachgefragt 
werden, inwieweit die Kosten durch die Kranken-
kassen oder den Sozialhilfeträger übernommen 
werden. Wenn Pflegebedürftigkeit nach dem 
Pflegeversicherungsgesetz festgestellt wurde, be-
inhaltet dies auch hauswirtschaftliche Versorgung. 
Zusätzlich stehen von Pflegerad 1-5 Betreuungs-
und Entlastungsleistungen in Höhe von 125€ 
monatlich zur Verfügung.

Das Krankenhaus oder Ihr Hausarzt kann für eine 
Dauer von bis zu 3 Wochen eine Verordnung zur 
Verkürzung oder Vermeidung eines Kranken-
hausaufenthaltes ausstellen. Diese umfasst dann 
Grund- und Behandlungspflege sowie in gerin-
gem Umfang hauswirtschaftliche Hilfen. 

Leben im Haushalt Kinder unter zwölf Jahren, 
kann der Hausarzt auch hier eine Haushaltshilfe 
verordnen, wenn die haushaltsführende Person 
durch Erkrankung, z.B. durch einen Schlaganfall, 
ausfällt und keine andere im Haushalt lebende Per-
son diese Aufgaben übernehmen kann. Die Kosten 
hierfür trägt die Krankenkasse.

Aufwendungen für die Dauerbeschäftigung einer 
Hilfe im Haushalt werden steuerlich anerkannt, 
wenn der Grad der Behinderung mindestens 45 
Prozent beträgt. Nähere Auskünfte erteilt das 
Finanzamt.

	� Angehörige 
	� Krankenkassen/Pflegekassen
	� Pflege
	� Pflegeberatung
	� Wohlfahrtsverbände

|  Hausnotruf-Telefon
Sicherheit rund um die Uhr in Ihrer eigenen 
Wohnung bietet Ihnen das Hausnotruf-System. 
Im Notfall drücken Sie einfach auf den Knopf des 
sogenannten “Funkfingers” den Sie bequem am 
Körper tragen können. Dadurch wird über ein 
Telefon Alarm in einer Notrufzentrale ausgelöst. 
Qualifizierte Mitarbeiter stellen mit Ihnen eine 
Sprechverbindung her, unabhängig davon, wo Sie 
sich gerade in der Wohnung aufhalten und ohne, 
dass Sie den Telefonhörer abnehmen müssen. 
Wenn Sie nicht mehr in der Lage sein sollten zu 
sprechen, leitet die Zentrale sofort die nötigen 
Hilfsmaßnahmen, z.B. die Benachrichtigung eines 
Notarztes, ein.

Die monatliche Grundgebühr für einen Hausnot-
rufgerät liegt zwischen 17 und 29 €, je nach Wahl 
zusätzlicher Serviceleistungen erhöht sich dieser 
Betrag. Die Basis-Grundgebühr von bis zu 18,36 € 
und ein Zuschuss zur einmaligen Anschlussge-
bühr von bis zu 10,49 € werden in der Regel von 
der Pflegekasse übernommen, wenn Sie einen 
Pflegegrad haben. Sollte Ihnen noch kein Pflege-
grad zustehen und Sie sind Empfänger von Sozial-
leistungen, beantragen Sie die Kostenübernahme 
für den Hausnotruf beim zuständigen Sozialamt.

Anbieter der Hausnotruf- Systeme sind unter 
anderem.

•	� Malteser Hilfsdienst Lübeck 
Tel.: 0451 192 - 15

•	� Deutsches Rotes Kreuz Lübeck, 
Tel.: 0451 48 15 12 0

•	� Arbeiter-Samariter-Bund Lübeck, 
Tel.: 0451 5 11 77

•	� Vitakt Hausnotruf  
Tel.: 05971 93 43 56

•	� Die Johanniter Lübeck 
Tel.: 0451 58 01 00

Das Hausnotruf- System kann zeitlich befristet, 
z.B. bei urlaubsbedingter Abwesenheit der  
Pflegeperson, genutzt werden.

|  Internet
Wenn Sie über einen Computer mit ISDN-An-
schluss verfügen, können Sie über das Internet 
viele Informationen zum Thema Schlaganfall 
abrufen. Unter der Internet-Adresse:

www.schlaganfall-hilfe.de

erhalten Sie umfassende Informationen aus der 
Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe sowie  
weitere wichtige Links im Internet.
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|  Kirchengemeinden
Die Kirchen unterhalten örtliche Einrichtungen, 
die Schlaganfallpatienten und ihre Angehörigen in 
Anspruch nehmen können, z.B. Alten- und Pflege-
heime, ambulante Pflegedienste, Beratungsstellen, 
Behinderteneinrichtungen und Telefonseelsorge. 
Darüber hinaus bieten die örtlichen Kirchenge-
meinden häufig regelmäßige Treffen für ältere 
Menschen an. Die Telefonnummern und An-
schriften der Kirchengemeinden in der Nähe Ihres 
Wohnortes entnehmen Sie bitte dem Telefonbuch 
unter dem Stichwort „Kirchen”.

	� Wohlfahrtsverbände

|  Krankengeld
Versicherte haben in der gesetzlichen  
Krankenversicherung Anspruch auf Krankengeld, 
wenn sie durch Krankheit arbeitsunfähig sind 
und/oder sie stationär in einem Krankenhaus, 
einer Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtung 
behandelt werden.

Die Zahlung von Krankengeld beginnt mit Ab-
lauf der Lohnfortzahlung und endet mit Weg-
fall der Arbeitsunfähigkeit, bzw. mit Ablauf des 
Leistungsanspruchs. Der Anspruch auf Kranken-
geld wegen derselben Erkrankung beträgt maxi-
mal 78 Wochen innerhalb von drei Jahren.

Nach Beginn eines neuen Dreijahreszeitraums 
besteht ein neuer Anspruch auf Krankengeld we-
gen derselben Krankheit, allerdings nur, wenn der 
Versicherte

•	� bei Eintritt der erneuten Arbeitsunfähigkeit 
mit Anspruch auf Krankengeld versichert ist 
und

•	� in der Zwischenzeit mindestens sechs Monate 
nicht wegen dieser Krankheit arbeitsunfähig, 
sondern erwerbstätig war oder der  
Arbeitsvermittlung zur Verfügung stand.

Das Krankengeld beträgt 70 % des Arbeitsent-
geltes, das der Beitragsberechnung zugrunde liegt. 
Dabei darf es 90 % des Nettoeinkommens nicht 
überschreiten. Außerdem bestehen Höchstgren-
zen im Tagesatz des Krankengeldes.

|  Krankenhaussozialdienst
Krankheiten werfen für Patienten und Angehörige 
oft viele Fragen und Probleme im persönlichen, 
familiären und beruflichen Leben auf. Zu ihrer Be-
antwortung und Lösung tragen die Sozialdienste in 
Krankenhäusern und Rehabilitationskliniken durch 
Beratung, Information und Hilfevermittlung bei.

Die Sozialdienste können Patienten und Angehö-
rigen helfen, sich in der Unübersichtlichkeit von 
Hilfsangeboten und gesetzlichen Bestimmungen 
im Gesundheits- und Sozialwesen besser zurecht-
zufinden.

Während des Klinikaufenthaltes ist der Sozial-
dienst Ihr Ansprechpartner bei:

•	� der Einleitung von Maßnahmen der Rehabili-
tation (z.B. einer Anschlussheilbehandlung)

•	� der Vermittlung häuslicher Hilfs- und  
Pflegedienste

•	� Fragestellungen zu Kranken-, Pflege- und Ren-
tenversicherungsleistungen

•	� der Suche nach geeigneten Einrichtungen zur 
vorübergehenden oder dauerhaften Pflege und 
Versorgung

•	� Fragestellungen zur beruflichen Zukunft und 
beruflichen Wiedereingliederung

•	 wirtschaftlichen und finanziellen Sorgen 

•	 behördlichen Angelegenheiten 

•	� der Einleitung von Hilfen zur sozialen Ein-
gliederung (z.B. Bildung- und Unterstützung 
von Selbsthilfegruppen und Angehörigen-
Gesprächskreise).

Bitte fragen Sie in Ihrem Krankenhaus nach dem 
Sozialdienst.

	� Sozialdienst der Klinik für Neurologie 
UK S-H, Campus Lübeck 
Tel.: 0451 500 -43 471 oder- 43 461 
E-Mail: sh-regional@neuro.uni-luebeck.de

|  Krankenkassen/Pflegekassen
Einige Krankenkassen unterstützen mit beispiel-
haftem Einsatz die Ziele der Stiftung Deutsche 
Schlaganfall-Hilfe, sowie die örtlichen Schlagan-
fall- Selbsthilfegruppen. Außerdem beraten sie in 
Ernährungsfragen und halten Informationen zu 
einer Reihe gesundheitlicher Themen für Sie be-
reit. Darüber hinaus bieten sie Seminare und Kurse 
zum Thema Gesundheit an. 

Haben Sie Fragen, dann wenden Sie sich direkt an 
Ihre Krankenkasse bzw. Pflegekasse, die jeweils an 
die zuständige Krankenkasse angegliedert ist.

K
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|  Logopädie/Sprachtherapie
Diagnose, Behandlung und Beratung bei Sprach-
Sprech und Schluckstörungen werden in Deutsch-
land von unterschiedlichen Berufsgruppen 
angeboten. Logopäden und Sprachtherapeuten 
sind Fachleute für alle Arten von Kommunikati-
onsstörungen. Oftmals werden Betroffene bereits 
in der Akutphase sprachtherapeutisch betreut, In 
den Rehabilitationseinrichtungen sind intensive 
logopädische Behandlungen ebenfalls von großer 
Bedeutung. Auch zu Hause kann eine ambu-
lante logopädische Therapie organisiert werden. 
Anspechpartner hierfür sind die niedergelassenen 
Ärzte, sowie niedergelassenen Sprachtherapeuten 
und Logopäden. Entsprechene Adressen entneh-
men Sie bitte dem örtlichen Telefonbuch. 

Informationen zu Logopäden erhalten Sie außer-
dem vom

	� Deutschen Bundesverband für 
Logopädie e.V. 
Augustinusstr. 11a 
50226 Frechen 
Tel.: 02234 379 53 - 0, Fax: - 53 13 
E-Mail: info@dbl-ev.de  
www.dbl-ev.de

	� Aphasie

|  Lübecker Schlaganfall-Hilfe
Die Lübecker Schlaganfall-Hilfe bietet sowohl den 
Patienten im Krankenhaus, als auch den Schlagan-
fall-Betroffenen, die wieder zu Hause sind, Hilfe 
und Beratung bei sozialen Problemen und Fragen 
an. Häufig findet sich der Patienten nach einem 
Schlaganfall in einer veränderten Lebenssituation 
wieder , die für ihn aber auch für die Angehörigen 
viele Fragen aufwirft.

Zunächst ist der Betroffene noch im Krankenhaus, 
aber wie wird es weitergehen? Welche Hilfen, per-
sönlicher und finanzieller Art gibt es? Sind Hilfs-
mittel oder Wohnungsanpassungen notwendig? 

Die Lübecker Schlaganfall-Hilfe informiert und 
berät Sie zu diesen Themen und ist Kontaktierung 
von Ämtern und Antragsstellungen behilflich. Hier 
erhalten Sie auch Adressen von Selbsthilfegruppen. 
Des weiteren bekommen Sie Informationsmaterial 
und Merkblätter der Stiftung Deutsche Schlagan-
fall-Hilfe zu Themen rund um den Schlaganfall.

In Informationsveranstaltungen werden Be-
troffene, Angehörige und Interessierte über den 
neuesten Stand zum Thema informiert.

•	� Lübecker- Schlaganfall-Hilfe 
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein 
Klinik für Neurologie 
Ratzeburger Allee 160 
23538 Lübeck 
Tel.: 0451 500 - 43 471, Fax.: -43 484 
E-Mail: sh-regional@neuro.uni-lubeck.de

|  Lyse- Therapie
Die Lyse (Kurzform von Thrombolyse = „Auflö-
sung des Blutpfropfs“) ist eine Form der Schlag-
anfalltherapie, die in den ersten Stunden nach 
Auftreten eines Schlaganfalls angewendet werden 
kann. Dabei wird über die Vene des Patienten 
ein Medikament verabreicht, welches eine sehr 
stark blutverdünnende Wirkung hat. Dieses kann 
Gerinnsel in Hirngefäßen wieder auflösen und zu 
einer Vermeidung oder Verringerung des Schlag-
anfalls führen. Da die Blutverdünnung aber nicht 
nur im betroffenen Hirngefäß sondern im ganzen 
Blutkreislauf wirkt, können Blutungen als Neben-
wirkungen auftreten, insbesondere bei den Pati-
enten, die bereits eine Blutungsneigung (angeboren 
oder durch Medikamente) haben. Ob eine Lysethe-
rapie für den einzelnen Schlaganfallpatienten also 
sinnvoll ist oder nicht, ob sie hilft oder eher scha-
det, muss daher immer im Einzelfall durch einen 
spezialisierten Arzt entschieden werden.

|  �Medizinischer Dienst der 
Krankenkassen (MDK) 

Ärzte und Pflegefachkräfte des Medizinischen 
Dienstes stellen auf der Grundlage des Pflegege-
setzes die Pflegebedürftigkeit fest und nehmen 
gegebenenfalls eine Einstufung in eine Pflegestufe 
vor. Der Medizinische Dienst der Krankenkassen 
ist für alle gesetzlichen Pflegekassen (Krankenkas-
sen) tätig. 
Tel.: 0451 480 - 30

|  Notruf (Tel.: 112)
Ein akuter Schlaganfall ist ein Notfall, der einen 
sofortigen Notruf (112) erfordert!

	� Hausnotruf-Telefon
	� Warnzeichen

L
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|  Öffentliche Verkehrsmittel
Wenn Sie stark sehbehindert, schwer hörgeschä-
digt oder hilflos sind (mit entsprechendem Merk-
zeichen in Ihrem Schwerbehindertenausweis), 
gilt für Sie die Freifahrt im öffentlichen Personen-
nahverkehr. 

Das erforderliche Beiblatt mit der Wertmarke 
bekommen Sie dann kostenlos von Ihrem Ver-
sorgungsamt. Beim Eintrag ’G’ oder ’aG’ im 
Ausweis können Sie ebenfalls die ”Freifahrt” 
beanspruchen – allerdings nur unter bestimmten 
Voraussetzungen kostenlos. Ansonsten kostet die 
Wertmarke zur Zeit 80 € pro Jahr, bzw. 40 € für 
ein halbes Jahr. Damit sind Sie berechtigt, Bahn, 
Bus und Fähre im Nahverkehr kostenfrei zu nut-
zen. Erkennt das Versorgungsamt an, dass Sie bei 
Bedarf Begleitung benötigen (Merkzeichen ’B’ im 
Schwerbehindertenausweis), darf Sie eine Person 
Ihrer Wahl für die gesamte Fahrstrecke, die Sie 
zurücklegen, kostenfrei begleiten.

In allen öffentlichen Verkehrsmitteln werden zu-
dem das Handgepäck und Rollstühle unentgeltlich 
befördert. Beratung und Informationen bekom-
men Sie bei  den örtlichen Sozialämtern und bei 
der Deutschen Bahn AG.

	� Schwerbehindertenausweis

|  Parken für Behinderte
Parkerleichterungen, z.B. auf Behindertenparkplät-
zen, werden Schwerbehinderten mit dem Ausweis-
merkzeichen ’aG’ (außergewöhnlich gehbehindert) 
und ’BI’ (blind) gewährt. Anfragen und Anträge 
richten Sie bitte an Ihr Straßenverkehrsamt.

Auch Schwerbehinderte mit dem Merkzeichen 
„G”, einem Grad der Behinderung von mindestens 
70 % und einer max. Gehstrecke von 100 m, können 
eine sogenannte Ausnahmegenehmigung für Par-
kerleichterungen beantragen. Der Ausweis berech-
tigt allerdings nicht zum Parken auf den ausgewie-
senen Schwerbehindertenparkplätzen. Beantragt 
wird der Ausweis beim zuständigen Straßenver-
kehrs- oder Ordnungsamt.

	� Schwerbehindertenausweis

|  Pflege
Wenn Sie wegen einer körperlichen, geistigen 
oder seelischen Krankheit oder Behinderung für 
die gewöhnlichen und regelmäßig wiederkeh-
renden Verrichtungen im Ablauf des täglichen 
Lebens auf Dauer, voraussichtlich für mindestens 
sechs Monate, in erheblichem Umfang der Hilfe 
bedürfen, sind Sie pflegebedürftig.

Gewöhnliche und regelmäßig wiederkeh-
rende Verrichtungen betreffen folgende 
Bereiche:

1.	� Mobilität

2.	� Kognitive und kommunikative Fähigkeiten

3.	� Verhaltensweise und psychologische Problem-
lagen

4.	� Selbstversorgung

5.	� Bewältigung von und selbständiger Umgang 
mit krankheits- oder therapiebedingten Anfor-
derungen und Belastungen

6.	� Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kon-
takte

Auf Antrag des Versicherten lassen die Pflegekas-
sen durch den Medizinischen Dienst der Kranken-
versicherung prüfen, ob die Voraussetzungen der 
Pflegebedürftigkeit erfüllt sind und welche Stufe 
der Pflegebedürftigkeit vorliegt.

Hier gilt der Grundsatz: Rehabilitation vor Pflege. 
Einerseits soll durch rechtzeitig eingeleitete 
Reha- Maßnahmen die Pflegebedürftigkeit ver-
mieden werden und andererseits soll eine evtl. 
vorhandene Pflegebedürftigkeit abgebaut oder 
wenigstens reduziert werden.

Die Pflegekassen sind verpflichtet, Interessier-
te über das Angebot örtlicher Pflegeanbieter zu 
beraten. Vergleichen Sie vor einem eventuellen 
Vertragsabschluss die Angebote mehrerer Pflege-
anbieter und wählen Sie unbedingt einen Pflege-
anbieter aus, der mit der Pflegekasse eine Vergü-
tungsvereinbarung abgeschlossen hat und die 
Zulassung für alle Pflegerad besitzt.

Einige Pflegeanbieter bieten die Möglichkeit einer 
kostenlosen Beratung vor Ort. In dieser Beratung 
können individuelle Bedürfnisse der Pflegebedürf-
tigen und ihrer Angehörigen mit dem Angebot der 
Pflegeanbieter  abgestimmt werden.

O
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Fragen, die bei der Auswahl eines Pflegeanbieters 
helfen:

•	 Ab wann kann die Betreuung beginnen?

•	� Inwieweit wird die Zeitplanung der  
Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen be-
rücksichtigt?

•	 Hat er eine 24 Std.-Rufbereitschaft?

•	� Welche Kosten muss der Pflegebedürftige evtl. 
selbst tragen?

•	 Wie lautet die detaillierte Kostenaufstellung?

•	� Ist der Sitz des Pflegedienstes in meiner Wohn-
nähe?

•	� Gibt es schriftliches Material über den Pflege-
dienst und seine Leistungsangebote, die ich mir 
zu Hause in Ruhe durchlesen kann?

•	� Besucht mich ein Vertreter des Pflegedienstes, 
wenn ich mich vor Beginn der Pflege im Kran-
kenhaus (oder Reha-Klinik, 
Kurzzeitpflege, Pflegeheim) befinde?

•	� Werden meine Angehörigen in die Vorge-
spräche mit einbezogen?

•	� Berät mich der Pflegedienst über mögliche 
Kostenträger? 

•	� Werden die vereinbarten Leistungen 
vertraglich festgelegt?

•	� Welche zusätzlichen Leistungen und Bera-
tungsangebote bietet der Pflegedienst mir an, 
bzw. kann er mir vermitteln (Essen auf Rädern, 
hauswirtschaftliche Hilfe, Hausnotruf )?

•	� Sind Unterbrechungen in der Pflege (Urlaub, 
Pflege durch Angehörige) möglich?

•	� Wie lange vorher sind diese Unterbrechungen 
beim Pflegedienst zu melden?

•	� Berät mich der Pflegedienst bei der Auswahl 
und Beschaffung von für mich sinnvollen Pfle-
gehilfsmitteln und Pflegematerialien?

•	� Welche eventuellen Hilfsmittel können kurz-
fristig zur Verfügung gestellt werden?

•	� Werden Pflegeleistungen durch qualifizierte 
Fachkräfte erbracht?

•	� Kann ich einen Pflegevertrag in für mich zumu-
tbarer Frist kündigen?

•	� Betreut mich stets/überwiegend dieselbe Pfle-
geperson?

•	� Können die Mitarbeiter des Pflegedienstes mei-
ne Angehörigen anleiten, wie sie mir Hilfestel-
lung geben sollen?

•	� Bietet der Pflegedienst Gesprächskreise für 
pflegende Angehörige an?

Ambulante Pflegedienste
Brauchen Sie zuhause Hilfe, können Sie sich an 
einen ambulanten Pflegedienst wenden. Oft kann 
durch diese Unterstützung ein Verbleiben in der 
gewohnten Umgebung ermöglicht werden.

Wichtig ist es, sich vorab über die Finanzierungs-
möglichkeiten und den Leistungsumfang der 
ambulanten Pflegedienste, z.B. bei den Kranken-
kassen, zu informieren. Nach sorgfältiger Beratung 
und Absprache können folgende Leistungen durch 
einen ambulanten Pflegedienst erbracht werden:

•	 Häusliche Kranken- und Altenpflege

•	� Medizinische Behandlungspflege nach ärztli-
cher Verordnung

•	� Anleitung und Unterstützung von pflegenden 
Angehörigen

•	 Beratung

•	 Hilfe bei hauswirtschaftlichen Verrichtungen.

Anschriften von Sozialstationen (Träger sind 
die Wohlfahrtsverbände) und anderen privaten 
Pflegediensten (private Trägerschaft) erhalten Sie 
bei den Sozialdiensten der Krankenhäuser, dem 
Sozialamt oder Ihrer Krankenkasse, sowie aus dem 
Branchenverzeichnis (Stichwort Pflegedienste o. 
Krankenpflege)

Häusliche Krankenpflege 
Sollten Sie keine Einstufung nach dem Pflegever-
sicherungsgesetz haben besteht die Möglichkeit 
sich vom behandelnden Arzt eine Verordnung 
für häusliche Krankenpflege ausstellen zu lassen. 
Diese wird bis zu drei Wochen oder auch länger 
ausgeschrieben, wenn dadurch ein Krankenhaus-
aufenthalt abgekürzt oder vermieden werden 
kann. Hier wird die Grundpflege (z.B. Hilfe beim 
Waschen oder Anziehen) in Verbindung mit 
notwendiger medizinischer Behandlung (z.B. 
Verbandwechsel, Spritzen) verordnet. Die Kosten 
übernimmt dann die Krankenkasse.

Kurzzeitpflege
Die Kurzzeitpflege ist eine zeitlich begrenzte Pflege, 
die die pflegenden Angehörigen kurzfristig urlaubs- 
oder krankheitsbedingt vertreten soll. Sie kann auch 
für die Nachsorge nach einem Krankenhausaufent-
halt oder als Überbrückungszeit bis zu einer eventu-
ellen Heimaufnahme genutzt werden. 

Wenn die Kurzzeitpflege aus Mitteln der Pflegever-
sicherung finanziert werden soll, muss zuvor die 

P
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Pflegebedürftigkeit durch den medizinischen Dienst 
der Krankenkassen (MDK) bestätigt werden. 

Wer die Anerkennung eines Pflegegrades 2-5 nach 
dem Pflegeversicherungsgesetz hat, hat Anspruch 
auf Kurzzeitpflege bis zu 4 Wochen (8 Wochen 
in Verbindung mit der Verhinderungspflege) pro 
Kalenderjahr und in Höhe von maximal

1.612€ / 3.224€ pro Kalenderjahr. Hierbei wer-
den von den Pflegekassen nur die Pflegekosten 
anerkannt. Die Verpflegung- und Unterbrin-
gungskosten trägt der Patient selbst.

Bei geringem Einkommen können Kosten vom 
örtlichen Sozialamt übernommen werden. Die 
Tagessätze für die Unterbringung sind nach Pfle-
gegraden geregelt. Schwerstpflegefälle werden 
nicht in allen Häusern aufgenommen. Weitere 
Auskünfte erteilen die Krankenkassen oder die 
örtlichen Sozialämter.

Tagespflege
Durch die ambulante Tagespflege soll es Ihnen 
ermöglicht werden, weiterhin in der eigenen 
Wohnung zu leben. 

Tagsüber werden Sie außerhalb Ihres Haushaltes 
in einer Tagespflegeeinrichtung durch qualifi-
ziertes Personal betreut. Sie können dort Ange-
bote zur Wiederherstellung Ihrer körperlichen 
und geistigen Leistungsfähigkeit wahrnehmen, 
regelmäßig Mahlzeiten zu sich nehmen, falls 
erforderlich mit einer Begleitperson spazierenge-
hen und sich mit anderen Menschen im Gespräch 
austauschen. 

In der Regel werden Sie von einem Fahrdienst 
morgens von zu Hause abgeholt und am späten 
Nachmittag wieder nach Hause gebracht. 

Die Kosten hierfür betragen derzeit ,abhängig vom 
Pflegegrad, 60 bis 90 € pro Tag und können unter 
bestimmten Voraussetzungen aus Mitteln der 
Pflegeversicherung finanziert werden.

Verhinderungspflege 
Wenn die Pflege durch Angehörige, Freunde oder 
Nachbarn durchgeführt wird, kann im Rahmen der 
Pflegeversicherung einmal im Jahr für bis zu vier 
Wochen bei Verhinderung der Pflegeperson Ver-
hinderungspflege in Anspruch genommen werden. 
Hierfür  erstattet die Pflegekasse bis zu 1.612 €. 
Verhinderungspflege und Kurzzeitpflege können 
kombiniert werden oder unabhängig voneinander in 
Anspruch genommen werden.

Familienpflege 
Familienpflege hilft Familien mit Kindern bei der 
Weiterführung des Haushaltes, wenn der haushalts-
führende Elternteil, z.B. durch einen Schlaganfall, 
nicht in der Lage dazu ist. Vor Inanspruchnahme 
erfolgt durch den Träger eine umfassende Beratung 
hinsichtlich der Kostenübernahme. Familienpflege 
wird durch die Wohlfahrtsverbände angeboten.

	� Alten- und Pflegeheime
	� Haushaltshilfen
	� Krankenhaussozialdienst
	 Krankenkassen/Pflegekassen
	� Pflegeberatung
	� Pflegeversicherung
	� Wohlfahrtsverbände

|  Pflegeberatung
In den bundesweit eingerichteten Pflegestütz-
punkten erhalten Pflegebedürftige und deren 
Angehörige Informationen und individuelle 
Beratung rund um das Thema Pflege. Sie erhalten 
desweiteren Unterstützung bei der Ermittlung des 
persönlichen Hilfe- und Pflegebedarfs, bei Antrag-
stellung und bei der Herstellung von Kontakten

•	� Pflegestützpunkt 
Bereich Soziale Sicherung 
Kronsforder Allee 2 - 6 
23560 Lübeck 
Tel.: 0451 122 - 44 58 
Fax: 0451 122 - 49 89 
E-Mail: pflegestuetzpunkt@luebeck.de
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|  Pflegehilfsmittel
Pflegebedürftige haben Anspruch auf Versorgung 
mit Pflegehilfsmitteln (§ 40 Abs. 1 PflegeVG).

Pflegehilfsmittel sollen

•	 zur Erleichterung der Pflege dienen

•	� und/oder zur Linderung der Beschwerden des 
Pflegebedürftigen beitragen

•	� und/oder ihm eine selbständigere Lebensfüh-
rung ermöglichen.

Pflegehilfsmittel werden nur dann bezahlt, wenn 
Pflegebedürftigkeit besteht. Der Antrag für die 
Kostenübernahme eines Pflegehilfsmittels kann 
über eine ärztliche Verordnung oder durch eine 
Bescheinigung Ihres Pflegedienstes bei der Pflege-
kasse gestellt werden.

Bei Vorliegen eines Pflegegrades übernimmt 
die Pflegekasse die Kosten für zum Verbrauch 
bestimmte Pflegehilfsmittel in Höhe von 40€ 
monatlich.

Bei technischen Hilfsmitteln (z.B. Pflegebetten, 
Rollstühle) muss vom Betroffenen eine Zuzah-
lung von 10 % der Kosten, maximal 25 € erbracht 
werden.

Das Pflegehilfsmittelverzeichnis enthält folgende 
von der Pflegekasse zu vergütende Pflegehilfsmit-
tel:

•	� Pflegehilfsmittel zur Erleichterung der  
Pflege (z.B. Pflegebetten oder spezielle 
Pflegebetttische)

•	� Pflegehilfsmittel zur Körperpflege/Hygie-
ne (z.B. Waschsysteme oder Produkte zur 
Hygiene im Bett)

•	� Pflegehilfsmittel zur selbständigen Le-
bensführung/Mobilität (z.B. Hausnotrufsy-
steme)

•	� Pflegehilfsmittel zur Linderung von Be-
schwerden (z.B. Lagerungsrollen)

•	� Zum Verbrauch bestimmte Pflegehilfsmit-
tel (saugende Bettschutzeinlagen zum 
Einmalgebrauch, Schutzbekleidung oder 
Desinfektionsmittel)

Fragen Sie bei Ihrem Sozialamt, Ihrer Krankenkas-
se oder bei Ihrem Krankenhaussozialdienst.

	� Krankenhaussozialdienst
	� Pflegeberatung
	� Sanitätshäuser

|  Pflegekosten
Die Pflegekosten werden in der Regel von den 
Pflegekassen/Krankenkassen übernommen. Wer 
keine oder nicht ausreichende Leistungen der Pfle-
geversicherung erhält, kann unter den Vorausset-
zungen von Angemessenheit  und Bedürftigkeit 
gegebenenfalls Hilfe zur Pflege nach dem Bundes-
sozialhilfegesetz erhalten. Hierüber entscheidet 
der zuständige Sozialhilfeträger. 

	� Krankenkassen/Pflegekassen

|  Pflegekurse
Zur Unterstützung der Pflegeperson und zur 
Verbesserung der Qualität der häuslichen Pflege 
sollen die Pflegekassen Pflegekurse anbieten, die 
Kenntnisse zur Erleichterung und Verbesserung 
der Pflege und Betreuung vermitteln. 

	� Krankenkassen/Pflegekassen

|  Pflegetagebuch
Das Pflegetagebuch ist eine wichtige Grundlage, 
wenn es um die Einstufung in einen Pflegegrad 
geht, da Sie hier über einige Wochen jeden Tag den 
genauen Pflegeaufwand z.B. für Körperpflege oder 
Ernährung und die Art der Pflege dokumentieren. 
Zusammen mit dem Medizinischen Dienst der 
Krankenkassen kann dann eine bedarfsgerechte Ein-
stufung in einen Pflegegrad geschehen.

 
	� Krankenkassen/Pflegekassen

P
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|  Pflegeversicherung 
Wenn Sie durch einen Schlaganfall so beeinträch-
tigt werden, dass Sie im täglichen Leben Hilfe 
und Pflege (Körperpflege, Ernährung, Erhaltung 
der körperlichen Beweglichkeit, Hauswirtschaft) 
benötigen, stellen Sie möglichst umgehend bei der 
Pflegekasse Ihrer Krankenkasse  einen Antrag auf 
Leistungen nach dem Pflegeversicherungsgesetz.

Der Umfang der Hilfeleistung richtet sich nach 
den individuellen Beeinträchtigungen und 
Bedürfnissen. Die Pflegeversicherung finanziert 
für Pflegebedürftige Leistungen der häuslichen 
und stationären Pflege. Bei der häuslichen Pflege 
wird zwischen Sach- und Geldleistungen unter-
schieden. Bei den Sachleistungen zahlt die Pfle-
geversicherung die Einsätze von professionellen 
Pflegediensten, während das Pflegegeld an den 
Pflegebedürftigen ausgezahlt wird, der dieses dann 
individuell einsetzen kann.

Wer an der Richtigkeit seiner Einstufung zweifelt, 
kann gegen den Bescheid Widerspruch einlegen. 

Hierbei sind bestimmte Fristen einzuhalten, die 
sich aus dem Bescheid ergeben und in der Regel 
einen Monat betragen. Hierzu ist zunächst eine 
Kopie des Gutachtens von der Pflegekasse anzu-
fordern.

Wenn die Ergebnisse des Gutachtens nicht mit der 
tatsächlichen Situation übereinstimmen, ist dies 
im Widerspruch zu erwähnen.

Der Widerspruch geht meist an den Erstgutachter. 
Bei erneuter Ablehnung erstellt ein Zweitgutach-
ter ein neues Gutachten. Kommt dieses Zweit-
gutachten zum gleichen Ergebnis, können Sie den 
Widerspruchsausschuss anrufen. Bei erneuter 
Ablehnung eines Widerspruchs können Sie Klage 
beim Sozialgericht einreichen.

	� Krankenhaussozialdienst
	� Krankenkassen/Pflegekassen
	� Pflege
	� Pflegeberatung

|  Physiotherapie/Krankengymnastik
Von der ersten Stunde an steht die Physiotherapie 
im Zentrum der Rehabilitationsmaßnahmen. Die 
Vermeidung von Sekundärschäden, die Verbes-
serung von Wahrnehmung und Funktion der 
betroffenen Körperseite und die Behandlung von 
Gleichgewichts- und Koordinationsstörungen 
sind wichtige Aufgaben der Physiotherapie.

Therapiekonzepte auf neurophysiologischer 
Grundlage

•	� Bobath: Beim Bobath-Konzept geht es um das 
Wiedererlernen verloren gegangener moto-
rischer Funktionen des Alltags. Über die Füh-
rung von Bewegung und die Wahl bestimmter 
Ausgangsstellungen wird der Muskelspan-
nungszustand reguliert.

•	� Vojta: Vojta beinhaltet das Prinzip der Reflex-
fortbewegung. Über genau definierte Druck-
punkte lassen sich reflektorische Bewegungs-
muster auslösen, die die Aktivität der gesamten 
Skelettmuskulatur fördern. Das Ziel ist eine 
möglichst normale Motorik zu erreichen.

•	� PNF: Propriozeptive Neuromuskuläre  
Fazilitation. Durch die Stimulation der Rezep-
toren in den Muskeln, Sehnen und Gelenken 
wird die Motorik geschult. Die Bewegungsmu-
ster sind komplex und verlaufen in Diagonalen. 
Sie orientieren sich an Alltagsbewegungen.

•	� Neue Therapiekonzepte: Repetitives Üben, 
Spiegeltherapie, Forced-Use, Laufbandtraining.

Weitere physiotherapeutische Ansätze: Atem-
therapie, Lymphdrainage, Hippotherapie, Felden
krais, Cranio-Sacrale-Therapie, Entspannungs-
therapie, Elektrotherapie, Massagetechniken und 
angepasstes Ausdauertraining.

Durch die von Ihrem Hausarzt oder Facharzt 
verordnete Physiotherapie wird die körperliche 
Selbständigkeit gefördert. Viele Physiothera-
peuten führen bei Bedarf Hausbesuche durch. 
Eine Voraussetzung ist, dass es dem Patienten 
nicht möglich ist, aufgrund seines Gesundheitszu-
standes in die Praxis zu kommen.

Im Branchenfernsprechbuch sind unter den Stich-
wörtern „Krankengymnastik” und „Physiothera-
pie” Therapeutinnen und Therapeuten verzeich-
net. Bitte wählen Sie selbst bei Bedarf eine Adresse 
aus diesem Angebot und erkundigen sich nach der 
Therapiemethode. Auch Ihre Krankenkasse kann 
Ihnen Krankengymnastik-Praxen in Ihrer Nähe 
nennen.
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	� Ambulante Physiotherapie am 
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein 
Ratzeburger Allee 160, 
23538 Lübeck 
Tel.: 0451 500 - 17 446

	� Krankenkassen/Pflegekassen
	� Rehabilitation

|  Psychische Probleme
Ein Schlaganfall ist für die Betroffenen und ihre 
Angehörigen ein Ereignis, das häufig zu einer 
grundlegenden Veränderung der gesamten Le-
benssituation führt. Daraus können sich körper-
liche, soziale und psychische Probleme ergeben. 
Neben den körperlichen Beeinträchtigungen se-
hen sie sich mit der Veränderung ihrer bisherigen 
Lebensgewohnheiten konfrontiert. 

Das Erleben der Abhängigkeit, der Verlust bis-
heriger Beweglichkeit und eine Veränderung 
der sozialen Beziehungen können Depressionen 
verursachen. 

Den Angehörigen kommt hier eine bedeutende 
Rolle bei der gemeinsamen Bewältigung der 
Erkrankung zu. Bei seelischen Problemen oder 
in Krisensituationen kann das Gespräch mit der 
Telefonseelsorge oder die Mitgliedschaft in einer 
Selbsthilfegruppe Erleichterung bringen. Hilfreich 
ist außerdem gegebenenfalls eine  
Psychotherapie.

	� Freizeit und Begegnung
	� Kirchengemeinden
	� Krankenhaussozialdienst
	� Selbsthilfegruppen
	� Telefonseelsorge
	� Wohlfahrtsverbände

P
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|  Ratgeber/Informationen
Mittlerweile gibt es viele Broschüren und Schrif-
ten, die wichtige Informationen für Schlagan-
fallpatienten enthalten und zum Teil kostenfrei 
versandt werden, z.B.:

	 Service- und Beratungstelefon
Die Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe hat ein 
Service- und Beratungszentrum eingerichtet, das 
unter der Rufnummer 05241 97 70 0 erreichbar 
ist. Die Mitarbeiter stehen Ihnen montags bis 
donnerstags von 9 bis 17 Uhr und freitags 9 bis 
14 Uhr für Fragen rund um den Schlaganfall zur 
Verfügung: www.schlaganfall-hilfe.de 
E-Mail: info@schlaganfall-hilfe.de

Ebenso verfügt die Stiftung Deusche Schlaganfall-
Hilfe über eine Vielzahl hilfreicher Broschüren 
und Ratgebern, z.B.:

•	 �Schlaganfall, vorbeugen, behandeln, reha-
bilitieren Informationen für Betroffene und 
Interessierte

•	 �Wieder zu Hause - Häusliche Pflege und  
Rehabilitation für Patienten mit neurolo-
gischen 
Erkrankungen

•	� Wege zu Sozialleistungen

•	� Folgen eines Schlaganfalls - Aphasie 
Dysarthrophonie und Dysphagie

•	 Teste dein Risiko

•	 Risikofaktoren

	 �„Arbeitshilfe für die Rehabilitation von 
Schlaganfallpatienten”

gegen einen Unkostenbeitrag von 2€ zu beziehen 
bei der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitati-
on, Solmsstr. 18, 60468 Frankfurt/Main, Tel.: 069 
605 - 01 80 , Fax: - 0 18 29, 
E-Mail: info@bar-frankfurt.de, oder kostenlos 
downloaden unter www.bar-frankfurt/publika-
tionen/arbeitshilfen. Dieses kleine informative 
Heft ist eine geeignete Einstiegsbroschüre. Nach 
Grundsätzlichem über Ursachen und Verlauf der 
Erkrankung werden verschiedene Rehabilitations-
möglichkeiten vorgestellt. Eine Erläuterung von 
Fachausdrücken schließt das Heft ab.

 Pflegen zu Hause
Interessante Informationen über aktivierende 
häusliche Pflege durch Angehörige und über die 
Hilfsmittelversorgung für den Alltag bieten Infor-
mationsbroschüren und Ratgeber des Bundesmi-
nisterium für Gesundheit ,zu bestellen sind diese 
kostenlos unter www.bundesgesundheitsministe-
rium.de/service/publikationen.html

 Teilhabe von Behinderten
Broschüren und informative Publikationen zum 
Thema „Teilhabe am Arbeitsleben“ und „Einglie-
derung (Inklusion)“ können Sie über die Internet
seite des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales bestellen oder dort gleich herunterladen. 
Internet: www.bmas.de (Publikationen),  
E-Mail: info@bmas.bund.de
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|  Rehabilitation
Ziel der Rehabilitation von Schlaganfallpatienten 
ist die Wiederherstellung eines möglichst guten 
körperlichen und geistigen Gesundheitszu-
standes. Mit den dafür erforderlichen Behand-
lungsmaßnahmen sollte schnellstmöglich, d.h. 
noch im Krankenhaus begonnen werden, um 
durch Krankengymnastik, Sprachtherapie und  
Ergotherapie Krankheitsfolgen zu vermindern 
oder zu beseitigen. 

Jeder Mensch, der körperlich, geistig oder seelisch 
behindert ist oder dem eine solche Behinderung 
droht, hat ein Recht auf die Hilfe, die notwen-
dig ist, um Behinderungen soweit wie möglich 
abzuwenden, zu beseitigen oder ihre Folgen zu 
mildern. Maßgeblich bei der Verwirklichung sind 
die Leistungsgesetze der Rehabilitationsträger.

Rehabilitationsträger sind 

•	 Krankenkassen

•	 Deutsche Rentenversicherung Nord

•	 Deutsche Rentenversicherung Bund

•	� Deutsche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See

•	� Berufsgenossenschaften sowie die Träger der 
Eigenunfallversicherung

•	 Alterskassen für Landwirte

•	� Hauptfürsorgestellen der Stadt- und Gemein-
deverwaltungen

•	 das regional zuständige Versorgungsamt

•	 Arbeitsagenturen

•	 Sozialhilfeträger

Ist eine stationäre Behandlung in einer Rehabilita-
tionseinrichtung erforderlich, so übernimmt der 
jeweils zuständige Träger die Behandlungskosten 
einschließlich Unterkunft und Verpflegung in 
vollem Umfang. In der Regel muss der Versicherte 
täglich 10 € für max. 28 Tage zuzahlen. Bei einer 
Rehabilitation, die unmittelbar auf eine Kranken-
hausbehandlung folgt, wird die bereits geleistete 
Zuzahlung auf die 28 Tage angerechnet. 

Die Behandlung ist jedoch nur in solchen Einrich-
tungen zulässig, mit denen der jeweilige Rehabili-
tationsträger (s. o.) einen Vertrag geschlossen hat. 
Eine Kostenerstattung bei Behandlung in ande-
ren Einrichtungen wie z.B. Privatsanatorien ist 
normalerweise nicht möglich. Informationen über 
die jeweiligen Vertragskliniken erhalten Sie bei 
den Rehabilitationsträgern. Fragen Sie auch den 
Sozialdienst im Krankenhaus.

Ältere Menschen mit einem Schlaganfall können 
nach der Akutbehandlung in einer geriatrischen 
Reha- Klinik weiterbehandelt und zu größerer 
Selbständigkeit geführt werden. In diesen Kliniken 
gibt es ein breites Angebot an therapeutischen 
Maßnahmen (Krankengymnastik, Ergotherapie 
und Sprachtherapie).

	� Anschlussheilbehandlung
	� Ergotherapie
	� Krankenhaussozialdienst
	� Krankenkassen/Pflegekassen
	� Logopädie/Sprachtherapie
	� Physiotherapie
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|  Rente
Erwerbsminderungsrente
Die Rente wegen vollständiger Erwerbsminde-
rung wird gewährt, wenn das gesundheitliche 
Leistungsvermögen aufgrund von Krankheit oder 
Behinderung dazu führt, dass Sie außerstande 
sind unter den üblichen Bedingungen des allge-
meinen Arbeitsmarktes mindestens 3 Stunden 
pro Tag zu arbeiten. Rente wegen teilweiser 
Erwerbsminderung wird gewährt, wenn Sie zwar 
noch mehr als 3 Stunden täglich, aber außerstande 
sind mindestens 6 Stunden täglich zu arbeiten. 
Keine Erwerbsminderungsrente erhält, wer trotz 
gesundheitlicher Einschränkungen mehr als 6 
Stunden täglich arbeiten kann.

Voraussetzung für den Erhalt einer Rente ist 
neben der Erwerbsminderung die Erfüllung einer 
Wartezeit von 5 Jahren, in denen mindestens 3 
Jahre Pflichtbeiträge bei der Rentenversicherung 
eingegangen sein müssen.

Die Erwerbsminderungsrente ist eine Zeitrente 
und wird zunächst befristet gewährt, danach wird 
erneut geprüft. Die Rente wird wie die Altersren-
te berechnet, es kommen allerdings nur 2/3 zur 
Auszahlung.

Altersruhegeld
Sind Sie schwerbehindert (d.h. mindestens 50% 
GdB), dann ist es möglich, Altersrente schon mit 
Vollendung des 63. Lebensjahres zu beziehen. Sie 
müssen aber die Wartezeit von 35 Jahren erfüllt 
haben. Damit Ihre Rente rechtzeitig gewährt wird, 
sollten Sie den Antrag etwa drei Monate vorher 
stellen.

Der Rentenbeginn mit Schwerbehinderung wird, 
genauso wie der reguläre Beginn der Altersrente, 
abhängig vom Geburtsjahr angepasst, wer z.B. 
1964 geboren wurde kann als Schwerbehinderter 
erst mit 65 Jahren in Rente gehen.

Übrigens: Wenn Sie z.B. Angehörige pflegen, kön-
nen Sie durch die Pflegeversicherung eine eigene 
Alterssicherung aufbauen. Dazu muss der Medi-
zinische Dienst der Pflegekasse bestätigen, dass 
Sie mindestens 14 Stunden in der Woche Hilfe-
leistungen erbringen. Die Pflegekasse zahlt für Sie 
als anerkannte Pflegeperson dann Beiträge in die 
gesetzliche Rentenversicherung. Außerdem wird 
Ihre Pflegetätigkeit in den Schutz der gesetzlichen 
Unfallversicherung einbezogen.

Im Rentenrecht bestehen zahlreiche Sonderrege-
lungen. Deshalb erkundigen Sie sich bitte beim 
für Sie zuständigen Rentenversicherungsträger, 

welche Unterlagen und Nachweise in Ihrem Fall 
erforderlich sind, um Rentenansprüche durchset-
zen zu können.  

•	 Deutsche Rentenversicherung Nord 
	 Ziegelstr. 150 
	 23556 Lübeck 
	 Tel.: 0451 485 - 25 450

•	� Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
Bürgertelefon Thema „Rente“ 
Tel.: 0431 988-12 34

	� Arbeit und Beruf
	� Krankenhaussozialdienst
	� Schwerbehindertenausweis

|  Risikofaktoren
Schlaganfall-Risikofaktoren sind einerseits durch 
den Lebenswandel (z.B. Rauchen, Übergewicht, 
berufliche Belastungen oder Bewegungsmangel) 
und andererseits durch eigenständige Erkran-
kungen (z.B. Bluthochdruck, Diabetes, Herz-
rhythmusstörungen oder erhöhtes Cholesterin) 
bedingt. Das Schlaganfallrisiko steigt um so 
deutlicher an, je mehr Risikofaktoren vorhanden 
sind. Eine Vermeidung bzw. Behandlung dieser 
Risikofaktoren ist der beste Weg im Kampf gegen 
den Schlaganfall.

Alkohol
Alkoholgenuss in größeren Mengen ist gesund-
heitsschädlich und erhöht  das Schlaganfallrisiko. 

Arteriosklerose
Arteriosklerose ist ein Schlaganfall-Risikofaktor 
und beschreibt eine „Verkalkung” der Blutgefäße, 
die zu einer verminderten Durchblutung führt. 
Dies kann zu einem Verschluss der hirnversor-
genden Blutgefäße mit verheerenden Folgen 
führen. Das Behandlungskonzept, von der Tablet-
teneinnahme bis zur Operation, wird nach dem 
Ausmaß der Arteriosklerose vom Arzt entschie-
den. Hier ist eine gesunde Lebensweise der beste 
Weg zur Vorbeugung.

RR
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Bewegungsmangel
Bewegungsmangel erhöht das Schlaganfallrisi-
ko. Regelmäßige sportliche Aktivität senkt den 
Blutdruck, verbessert den Stoffwechsel und beugt 
Schlaganfällen und anderen Herz-Kreislauf-Er-
krankungen vor. Das Ausüben einer Sportart muss 
allerdings vom Alter und Gesundheitszustand 
abhängig gemacht werden. Wenn Sie untrainiert 
sind, sollten Sie vorsichtig beginnen und langsam 
steigern. Fragen Sie im Zweifel Ihren Arzt.

Bluthochdruck
Der Blutdruck ist der stärkste Risikofaktor für den 
Schlaganfall. Je höher der Blutdruck, desto größer 
auch das Schlaganfallrisiko. Denn Bluthochdruck 
verursacht Schäden an den Gefäßwänden und be-
günstigt die Entwicklung der Arteriosklerose. Als 
wichtige Maßnahme gilt daher das regelmäßige 
Messen des Blutdrucks. Dadurch kann von seiten 
des Arztes rechtzeitig eine eventuell notwendige 
Therapie zur Senkung des Blutdrucks eingeleitet 
werden 

Cholesterin
Zu hohe Cholesterinwerte erhöhen das Risiko von 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Blutfette lagern 
sich an den Innenwänden der Blutgefäße ab, so 
dass sich diese verengen. Ihr Arzt kann durch eine 
Blutanalyse Ihr persönliches Risiko erkennen 
und notfalls behandeln. Auch hier kann durch 
vorbeugende Maßnahmen ein eventuelles Risiko 
reduziert werden. Wichtig ist die Reduzierung 
tierischer Fette.

Diabetes
Die „Zuckerkrankheit” erhöht das Schlaganfallri-
siko, weil ein erhöhter Blutzucker die Blutgefäße 
schädigt und das Entstehen einer Arteriosklerose 
fördert. Die Früherkennung und eine konsequente 
Diät spielen bei der Behandlung dieser Krankheit 
eine wichtige Rolle.

Herzerkrankungen
Unter den Herzerkrankungen erhöhen besonders 
die Herzrhythmusstörungen das Risiko für einen 
Schlaganfall. Ihr Arzt kann dieses Risiko feststel-
len und durch eine geeignete Behandlung vermin-
dern. Ursache einer Herzrhythmusstörung ist oft 
eine Arteriosklerose der Herzkranzgefäße. Da-
durch wird die Entstehung von Blutgerinnseln im 
Herzen begünstigt, von denen sich Teile lösen und 
mit dem Blutstrom ins Gehirn gelangen können, 
wo sie dann ein Blutgefäß verschließen.

Rauchen 
Es ist erwiesen, dass Rauchen der Gesundheit 
schadet. Das Herzinfarkt- und  Schlaganfallrisiko 
werden dadurch deutlich erhöht. Die schädi-
genden Wirkungen beruhen auf der Erhöhung des 
Bluthochdrucks, einer zunehmenden Verkalkung 
der Blutgefäße (Arteriosklerose) und der Veren-
gung kleiner Blutgefäße, wodurch die Durchblu-
tung des Gehirns verschlechtert wird. Die Kombi-
nation der Faktoren Rauchen, Antibabypille und 
Migräne hat sich nach jüngsten wissenschaftli-
chen Erkenntnissen als besonders risikoreich für 
jüngere Frauen herausgestellt. Ein wirkungsvoller 
Weg zur Vermeidung dieses Risikos ist die er-
folgreiche Teilnahme an einem Raucherentwöh-
nungskurs. Sprechen Sie über diese Möglichkeit 
bitte mit Ihrer Krankenkasse. 

Übergewicht
Übergewicht ist ein Risikofaktor für Herz-Kreislauf-
Erkrankungen. Es begünstigt das Auftreten anderer 
Risikofaktoren (Bluthochdruck, Diabetes, erhöhtes 
Cholesterin). Diese Faktoren tragen ihrerseits zu 
einer Erhöhung des Schlaganfallrisikos bei. 
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|  Sanitätshäuser
Die Sanitätshäuser beraten über Hilfsmit-
tel und besorgen diese nach einer ärztlichen 
Verordnung. Sie können in der Regel auch 
Auskunft über Teil- oder Vollfinanzierungs-
möglichkeiten von Hilfsmitteln durch Dritte 
(Krankenkassen und Pflegekassen) geben. Die 
in Lübeck ansässigen Sanitätshäuser finden Sie 
im Branchenfernsprechbuch unter der Rubrik 
„Sanitätshäuser” oder „Sanitätsartikel und 
Bedarf”. Wenn Sie ein Rezept für ein Pflege-
hilfsmittel oder ein technisches Hilfsmittel von 
Ihrem Arzt erhalten haben und Wert auf eine 
Kostenübernahme durch die Kranken- bzw. 
Pflegekasse haben, fragen Sie bei Ihre Kasse 
nach, welche Sanitätshäuser und Apotheken 
Vertragspartner sind. Die Kassen sind ver-
pflichtet ihren Mitgliedern diese Vertrags-
partner zu nennen und auf Nachfrage über 
Vertragsinhalte zu informieren. Nur in Aus-
nahmefällen dürfen andere Anbieter gewählt 
werden.

	� Krankenkassen/Pflegekassen
	� Pflegehilfsmittel

|  Schwerbehindertenausweis
Der Schwerbehindertenausweis hilft Ihnen, 
finanzielle Hilfen und sogenannte Nachteils-
ausgleiche für Ihre Behinderung zu erhalten. 
Schwerbehinderte erhalten z.B. mehr Urlaub 
und haben einen besonderen Kündigungs-
schutz. Das Landesamt für soziale Dienste 
erstellt den Ausweis, wenn ein Grad der Behin-
derung (GdB) von mindestens 50 % vorliegt. 
Dazu holt es von sich aus ärztliche Befunde ein. 
Für weitere Informationen wenden Sie sich 
gerne an die Lübecker Schlaganfallhilfe, Tel.: 
0451 500 - 43 471 oder - 43 461. Hier wird 
Ihnen auch bei der Antragstellung geholfen.

Antragsformulare für einen Schwerbehinder-
tenausweis erhalten Sie unter anderem beim

•	� Landesamt für soziale Dienste 
Große Burgstr. 4 
23552 Lübeck 
Tel.: 0451 1406 - 0

Bei der Antragstellung sollten Sie darauf ach-
ten, dass Sie Ihre wesentlichen körperlichen 
Beeinträchtigungen angeben und aktuelle 
ärztliche Befunde beifügen. 

Ihr Antrag wird durch ein ärztliches Gutachten 
beurteilt und bei einer Genehmigung erhalten 
Sie einen Feststellungsbescheid mit der Angabe 
Ihres Behinderungsgrades. Bei einer Ableh-
nung haben Sie Widerspruchsmöglichkeit und 
anschließend die Klagemöglichkeit.

Liegt Ihr Grad der Behinderung (GdB) bei 
mindestens 50 %, so erhalten Sie einen 
Schwerbehindertenausweis.

Im Schwerbehindertenausweis können 
folgende Merkzeichen eingetragen sein:

•	 G   = Erheblich gehbehindert

•	 aG = Außergewöhnlich gehbehindert

•	 H   = Hilflos

•	 B   = Begleitung erforderlich

•	 Bl  = Blind

•	 RF = Rundfunkgebührenbefreit

•	 VB = Versorgungsberechtigt

•	 EB = Entschädigung nach BEG

	� Arbeit und Beruf
	� Fernsehen und Radio
	� Krankenhaussozialdienst
	� Öffentliche Verkehrsmittel
	� Telefon

S
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|  Selbsthilfegruppen
Selbsthilfegruppen bieten Schlaganfall-Patienten 
die Möglichkeit mit Menschen zusammenzutreffen 
die sich in einer ähnlichen Lebenslage befinden. Der 
Erfahrungsaustausch mit anderen Betroffenen und 
Angehörigen hilft oft, die neu entstandenen Leben-
sumstände besser zu meistern. Jede Selbsthilfegrup-
pe hat ihre eigene Struktur und entwickelt im Laufe 
der Zeit ihren eigenen Arbeitsstil. Die Gruppen 
werden in der Regel von Ehrenamtlichen begleitet. 
Selbsthilfegruppen bieten. 

	�� gegenseitige Unterstützung und 
Erfahrungsaustausch

	� Auseinandersetzung mit der Erkrankung
	� Informationen zur Rehabilitation
	�� Vertretung gemeinsamer Interessen bei 

Behörden und Sozialträgern
	�� Zusammenarbeit mit Ärzten und 

medizinischen Einrichtungen
	� gemeinsame Freizeitaktivitäten

In Lübeck erhalten Sie Informationen über Schlag-
anfall- Selbsthilfegruppen bei der 

• 	� Kontakt- und Informationsstelle für Selbsthilfe 
(K I S S) Kalhorststr. 35a /Gebäude 49 
23562 Lübeck 
Tel.: 0451 69339584 
Fax: 0451 69339640 
E-Mail: kiss-luebeck@kinderwege.de

•	� Lübecker Schlaganfall- Hilfe 
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein 
Klinik für Neurologie 
Ratzeburger Alle 160 
23538 Lübeck 
Tel.: 0451 500 - 43 471 
E-Mail: sh-regional@neuro.mu-luebeck.de

Auch die Stiftung Deutsche Schlaganfall- Hilfe 
unterstützt die Gründung von Selbsthilfegruppen 
und vermittelt Kontakte zu Selbsthilfegruppen. 

	� Angehörige
	� Krankenhaussozialdienst
	� Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe

|  Sozialer Dienst der Krankenkassen
Die meisten Krankenkassen verfügen über einen 
Sozialen Dienst. Er bietet ihren Mitgliedern und 
Angehörigen in gemeinsamen Gesprächen Unter-
stützung und Hilfe, z.B. bei Fragen zu Pflege und 
Pflegeversicherung an. Fragen Sie bitte bei Ihrer 
Krankenkasse nach dieser Möglichkeit.

	� Krankenkassen/Pflegekassen
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|  Stadtteilbüro
Die Stadtteilbüros sind Servicestellen der Stadt-
verwaltung der Hansestadt Lübeck. Hier werden 
diverse Dienstleistungen angeboten, wie z.B. 
Anträge und Formulare ausgegeben, entgegenge-
nommen und bearbeitet, so dass sich der Bürger 
lange Wege zu den einzelnen Ämtern erspart.

Über www.terminvergabe.luebeck.de können Sie 
online einen Termin vereinbaren

•	� Stadtteilbüro Innenstadt 
Dr. Julius-Leber-Str. 46-48 
23552 Lübeck 
Tel.: 0451 122-3311 
Fax: 0451 122-1415 
E-Mail: meldestelle@luebeck.de

•	� Stadtteilbüro St. Gertrud 
Meesenring 7 
23539 Lübeck 
Tel.: 0451 122-3311 
Fax: 0451 122-7590 
E-Mail: meldestelle@luebeck.de

|  Sterbebegleitung
Sterbebegleitung bedeutet, Patienten in der Ster-
bephase nicht nur mit liebevoller Pflege, sondern 
auch mit seelischem Beistand zu begleiten. Meist 
wird Angst davor empfunden, in den Tod gehen zu 
müssen, und auch die Angehörigen reagieren mit 
ähnlicher Furcht.

Wenn der Patient nicht über dieses Thema spricht, 
möchte er häufig seine Angehörigen schonen oder 
er fühlt sich nicht fähig, über seine Empfindungen 
zu sprechen. Die Annäherung an dieses Thema 
muss daher behutsam erfolgen, wobei ein Seelsor-
ger oftmals helfen kann.

Die Hospizbewegung in Lübeck widmet sich den 
Bedürfnissen von Sterbenden. Hier steht nicht 
mehr die Krankheitsbekämpfung um jeden Preis 
im Vordergrund, sondern ein menschenwürdiges, 
erfülltes Leben bis zum Tode für die Sterbenden 
und ein gesundes Weiterleben für die Angehöri-
gen. Wenden Sie sich bitte an: 

•	� Lübecker Hospizbewegung e.V. 
Breite Str. 50 
23552 Lübeck 
Tel.: 0451 8 99 77 75 
E-Mail: info@luebecker-hospizbewegung.de 
            www.luebecker-hospizbewegung.de

•	� Palliativnetz Travebogen 
Ziegelstr. 3 
23556 Lübeck 
Tel.: 0451 160859-0 
Fax: 0451 160859-90 
E-Mail: mail@travebogen.de 
www.travebogen.de

|  �Stiftung Deutsche Schlaganfall- Hilfe
Seit 1992 gibt es eine Stiftung, die sich um die 
Schlaganfall-Problematik kümmert. Grundlage 
war ein Projekt der Bertelsmann Stiftung, das 
unter dem Thema „Wie erkennt man frühzeitig 
einen Schlaganfall?” Fachleute aus der Neurologie 
und Kardiologie zusammengeführt hatte. Mit der 
Entstehung der Stiftung Deutsche Schlaganfall-
Hilfe wurde eine europaweit große Lücke in der 
Stiftungslandschaft geschlossen. Während für fast 
alle großen Krankheitsgruppen bereits Stiftungen 
etabliert waren, existierte für den Schlaganfall 
noch keine große Organisation – obwohl der 
Schlaganfall nach den Krebserkrankungen und 
den Herzkrankheiten die dritthäufigste  
Todesursache darstellt.

In der ersten Zeit ihres Bestehens leistete die Stif-
tung wichtige Aufbauarbeit. Dazu zählte in erster 
Linie die Aufklärung der Bevölkerung über den 
Schlaganfall, seine Prävention,Behandlung und 
Rehabilitation. Hierzu entwickelte die Stiftung 
in Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern und 
Pharmaunternehmen unterschiedliche Broschü-
ren, Faltblätter und mediale Tonträger.

Ein wichtiger Punkt bei der Information der 
Bevölkerung waren und sind die Arzt-/Patien-
tenseminare, die bundesweit regelmäßig von 
den ärztlichen Regionalbeauftragten der Stiftung 
durchgeführt werden. Diese kostenlosen Seminare 
wenden sich an alle Betroffenen und Interessierten 
und sind rege besuchte Veranstaltungen.

Bei der Stiftungsarbeit wird großer Wert auf den 
Kontakt zur Praxis gelegt. Ein bezeichnendes Bei-
spiel dafür sind Schlaganfall-Stationen (Stroke-
Units) in verschiedenen Städten, die mit Unter-
stützung der Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe 
aufgebaut wurden. Ziel dieser Schlaganfall-Stati-
onen ist es, in fachübergreifender Zusammenar-
beit von Neurologen, Internisten und Röntgen-
ärzten so schnell wie möglich die Ursache eines 
Schlaganfalles festzustellen. Damit kann dann 
rasch die richtige Therapie einsetzen und die op-
timale Überwachung gewährleistet werden. Des 
weiteren erfolgt eine intensive Überwachung, in-

S
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tensive Pflege und früh einsetzende Krankengym-
nastik, Sprachtherapie und Ergotherapie. Damit 
sollen Folgeschäden begrenzt und komplizierende 
Begleiterkrankungen verhindert werden.

Eine weitere wichtige Maßnahme ist die Zusam-
menarbeit mit Schlaganfall-Experten in allen 
Regionen Deutschlands. Diese ärztlichen Regio-
nalbeauftragten gründen Selbsthilfegruppen, um 
Betroffenen und ihren Angehörigen tatkräftig 
Hilfe zur Selbsthilfe zu geben oder klären die 
Bevölkerung über wichtige Aspekte des Schlagan-
falls auf.

•	� Regionalbüro Lübeck 
Tel.: 0451 500 - 43 471, Fax: 43 484 
E-Mail: sh-regional@neuro.uni-luebeck.de 

•	� Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe 
Tel.: 05241 9770-0, Fax: 05241 97 70 777 
E-Mail: info@schlaganfall-hilfe.de

	� Krankenahaussozialdienst
	� Stroke-Unit/Schlaganfall - Spezialstation

|  �Stroke Unit/ Zertifizierte 
Schlaganfall-Spezialstation

In der Neurologischen Klinik des Universitätskli-
nikum Schleswig-Holstein / Campus Lübeck gibt 
es seit 1999 eine Schlaganfall-Spezialstation.

Diese spezielle Einrichtung dient zur Verbesse-
rung der Prognose des Schlaganfalls. Basierend auf 
der unverzüglichen Einordnung des Schlaganfalls 
nach verursachenden Mechanismen wird eine auf 
den jeweiligen Patienten individuell abgestimmte 
Behandlung durchgeführt. In der Akutphase des 
Schlaganfalls ist der Krankheitsverlauf meistens 
noch instabil, so dass eine besonders intensive 
Überwachung und Pflege des Patienten erfor-
derlich ist. Auf der Schlaganfall-Spezialstation 
arbeitet ein Team aus besonders geschultem ärzt-
lichem und pflegerischem Personal zusammen mit 
Krankengymnasten, Sprachtherapeuten, Ergothe-
rapeuten und Sozialdienst.

Die Schlaganfallstation hat im wesentlichen 
folgende Aufgaben:

•	� Die unmittelbare ursächliche Einordnung 
des Schlaganfalls als Voraussetzung für eine 
gezielte Behandlung und die Prophylaxe eines 
erneuten Schlaganfalls.

•	� Überwachung von Blutdruck, Herzaktion, 
Sauerstoffgehalt im Blut, Blutzucker und Tem-
peratur einschließlich des Blutflusses der zum 
Gehirn führenden Blutgefäße und des neurolo-
gischen Befundes.

•	� Optimale pflegerische-, krankengymnas-
tische-, ergotherapeutische-, sprachtherapeu-
tische- und psychosoziale Betreuung.

•	 Einsatz neuer Therapieformen 

Besonders wichtig ist die enge Zusammenar-
beit mit anderen Abteilungen der Universität 
und anderen Kliniken und die Qualitätskon-
trolle der Behandlung.

|  Tagesklinik
Eine Tagesklinik ist eine teilstationäre Einrich-
tung, in der Nachbehandlungen nach einer akuten 
Erkrankung stattfinden sobald der Patient nicht 
mehr der 24 - stündigen Betreuung im vollstati-
onären Bereich bedarf. Das Behandlungsziel der 
Tagesklinik ist die Förderung und Wiederherstel-
lung von Fähigkeiten und Funktionen, die eine 
selbständige Lebensweise ermöglichen. Die Ta-
gesklinik ist also eine in die häusliche Umgebung 
überleitende Einrichtung in der die Behandlungen 
des Akutkrankenhauses stabilisierend weiterge-
führt werden

	� Krankenhaussozialdienst
	� Rehabilitation

S
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|  Telefon
Das Telefon ist besonders für bewegungseinge-
schränkte Menschen ein wichtiges Hilfsmittel 
zur Kontakterhaltung. Für die Ermäßigung der 
Telefontarife (Soziale Indikation) gelten grund-
sätzlich die gleichen Vorraussetzungen wie für die 
Befreiung von den Rundfunkgebühren. Es besteht 
weiterhin die Möglichkeit beim Landesamt für 
soziale Dienste im Rahmen eines Antrags auf ei-
nen Schwerbehindertenausweis das Merkzeichen 
„RF” zu beantragen. Erkundigen Sie sich bei den 
jeweils zuständigen Stellen nach den Vorausset-
zungen für eine Rundfunkgebührenbefreiung:

•	 Hansestadt Lübeck 
	 Behindertenhilfe 
	 Kronsforder Allee 6 
	 23539 Lübeck 
	 Tel.:  0451 122 - 25 44

•	� Landesamt für soziale Dienste 
Große Burgstr. 4 
23552 Lübeck 
Tel.: 0451 1406 - 0

	� Hausnotruf
	� Schwerbehindertenausweis

|  Telefonseelsorge
Telefonseelsorge ist eine wichtige Lebenshilfe und 
ein anerkannter Notdienst, um Menschen in Not 
und Verzweiflung die Möglichkeit zu geben, sich 
jederzeit (rund um die Uhr) anonym aussprechen 
zu können.

Die meist ehrenamtlichen Telefonseelsorger hören 
Ihnen zu und beraten Sie, werden aber nicht selbst 
aktiv. Sie sind bundesweit kostenlos zu erreichen 
unter der Telefonnummer

0800 111 - 01 11 oder - 02 22.

Im Internet kann außerdem unter  
www.telefonseelsorge.de eine gesicherte Mail- 
und Chatberatung genutzt werden.

|  Thrombektomie
Die Thrombektomie („Entfernung/Heraus-
nahme eines Blutgerinnsels“) ist ein neues, aber 
mittlerweile gut erprobtes und sehr erfolgreiches 
Behandlungsverfahren in der frühen Phase eines 
Schlaganfalls (bis zu 24 Stunden nach Auftre-
ten). Dabei wird meist über die Leistenschlagader 
des Patienten ein Draht eingebracht und bis zum 
Blutgerinnsel vorgeschoben, welches das Hirnge-
fäß verstopft hat. Über den Draht kann dann eine 
Art Sauger geschoben werden, der das Gerinnsel 
absaugt oder es wird ein kleines Drahtgeflecht 
so über dem Blutpfropf/Gerinnsel platziert und 
aufgedehnt, dass das Hirngefäß wieder frei ist 
und vom Blut durchströmt werden kann. Ab-
schließend wird der Führungsdraht wieder aus 
der Leiste herausgezogen und die Leisteneinstich-
stelle mit einem Verband verschlossen. Dieses 
Behandlungsverfahren eignet sich nur für einen 
Teil der Schlaganfallpatienten, was jeweils vom 
behandelnden Ärzteteam in der Notfallsituation 
entschieden werden muss. 

T
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|  Unterhaltspflicht
Bei Verlegung in eine Pflegeeinrichtung sind die 
wenigsten Betroffenen in der Lage die anfallende 
Eigenleistung, wie Unterkunft und Verpflegung, 
im Rahmen ihres Einkommens oder ihres Vermö-
gens selbst zu bestreiten. Im Regelfall übernimmt 
dann das Sozialamt die Leistungen. Es wird jedoch 
vorab geprüft, ob Angehörige ersten Grades des 
Pflegebedürftigen unterhaltspflichtig sind und 
somit die finanzielle Unterstützung übernehmen 
müssen. Erfahrungsgemäß führt das zu großer 
Verunsicherung und Ängsten bei Betroffenen und 
deren Angehörigen. Es ist allerdings nicht so, dass 
Angehörige ersten Grades ihr gesamtes Vermögen 
einsetzen müssen. Spürbare und dauerhafte Ein-
schränkungen ihres Lebensstils brauchen sie nicht 
hinzunehmen, und es muss genügend Geld bleiben, 
mit dem sie ihre eigene angemessene Altersvorsorge 
sichern können. Allerdings müssen sie dem Sozi-
alamt nachweisen, dass sie kein „ausschweifendes 
Luxusleben“ führen.

Die amtliche Bezeichnung für Unterhaltspflichtige 
unterscheidet sich in:

Gesteigert Unterhaltspflichtige
Gesteigert Unterhaltspflichtige müssen einen 
höheren Unterhalt leisten und können einen 
geringeren Selbstbehalt beanspruchen. Gesteigert 
unterhaltspflichtig sind:

•	� Eltern gegenüber ihren minderjährigen und 
unverheirateten Kindern. 

•	� Eltern gegenüber ihren volljährigen und unver-
heirateten Kindern bis zum Alter von 21 Jahren, 
sofern diese im Haushalt der Eltern oder eines 
Elternteils wohnen und sich in der allgemeinen 
Schulausbildung befinden. 

•	� Ehegatten und gleichgeschlechtliche Lebens-
partner untereinander, auch getrennt lebende 
und geschiedene Ehegatten/Lebenspartner, 
wenn nicht anders lautende Verträge abgeschlos-
sen wurden oder Urteile ergangen sind. 

•	� In eheähnlicher Gemeinschaft mit einem Hilfe-
suchenden lebende Personen

Normal Unterhaltspflichtige
Normal Unterhaltspflichtige müssen einen nied-
rigeren Unterhalt leisten und können einen höheren 
Selbstbehalt beanspruchen. Normal unterhalts-
pflichtig sind:

•	� Eltern für ihre volljährigen Kinder 

•	� Volljährige Kinder für ihre Eltern 

•	� Väter eines nichtehelichen Kindes gegenüber der 
Kindsmutter 

Nicht Unterhaltspflichtige
Nicht unterhaltspflichtig im Sinne der Sozialhilfe 
sind die folgenden Verwandten:

•	� Geschwister untereinander. 

•	� Enkel für ihre Großeltern, Großeltern für ihre 
Enkel. 

•	� Verschwägerte untereinander. 

•	� Schwiegertöchter/söhne für Schwiegereltern, 
Schwiegereltern für ihre Schwiegertöchter/söh-
ne. 

•	� Eltern von Schwangeren und Müttern mit einem 
Kind unter 6 Jahren im gemeinsamen Haushalt 

•	� Unterhaltspflichtige Personen, die „Hilfe zum 
Lebensunterhalt“ oder „Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung“ erhalten, oder 
Personen, die aufgrund einer von ihnen gefor-
derten Unterhaltszahlung bedürftig würden.

Berechnung der Unterhaltspflicht
Die Behörde richtet sich bei der Berechnung der 
Unterhaltspflicht nach bestimmten gesetzlich 
vorgegeben Richtwerten/ Tabellen, die den soge-
nannten „Selbstbehalt“, das ist der Betrag, der dem 
Unterhaltspflichtigen zum Leben bleiben muss, 
regeln. 

	 Alten- und Pflegeheime
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|  Vorbeugung
Vorbeugung ist eine der besten Möglichkeiten 
im Kampf gegen den Schlaganfall. So können Sie 
Risikofaktoren, die Sie durch den persönlichen Le-
benswandel verursachen (Rauchen, Übergewicht 
oder Bewegungsmangel), reduzieren. Andere Risi-
kofaktoren, die durch eigenständige Erkrankungen 
entstehen (Bluthochdruck, Herzerkrankungen, 
Diabetes, erhöhtes Cholesterin), können durch 
eine gesunde Lebensweise (z.B. Ernährung) oder 
durch gezielte Behandlung minimiert werden.

	� Risikofaktoren

|  �Warnzeichen für einen 
drohenden Schlaganfall

Folgende Beschwerden können Warnzeichen für 
einen drohenden Schlaganfall sein, wenn sie vo-
rübergehend auftreten. Bleiben die Beschwerden 
bestehen, liegt ein Schlaganfall vor.

•	� halbseitige Lähmungen oder Taubheitsgefühl 
in den Armen und Beinen, dabei hängt auch 
häufig der Mundwinkel herunter.

•	� Erblinden oder Sehstörungen auf einem Auge 
oder andere Sehstörungen, wie sehen von 
Doppelbildern

•	 Störungen der Sprache oder des Sprechens

•	� Plötzlich eintretender heftiger Drehschwindel 
und Gangunsicherheit

•	 Plötzlich auftretender, rasender Kopfschmerz

Wenn Sie eines dieser Krankheitszeichen bei sich 
oder anderen entdecken, verständigen Sie bitte 
einen Notarzt.

Ein akuter Schlaganfall ist ein Notfall, der sofort 
vom Notarzt (Tel.: 112) zu behandeln ist.

	� Akuter Schlaganfall
	� Risikofaktoren
	� Vorbeugung

|  Wohlfahrtsverbände
Seit über 100 Jahren helfen Verbände der Freien 
Wohlfahrtspflege den Menschen, die in Not gera-
ten sind. Sie tun dies aus christlicher und huma-
nitärer Überzeugung und bemühen sich um ein 
Höchstmaß an Fachlichkeit. Schlaganfallpatienten 
und ihre Angehörigen können die folgenden Hil-
feangebote in Anspruch nehmen:

•	� ambulante, pflegerische und hauswirtschaft-
liche Hilfen, Behindertenhilfe/Altenhilfe 
(Altentagesstätten, Altenclubs, Mobile Soziale 
Dienste, Fahrdienste), sonstige soziale Hilfen 
und Beratungsangebote (Krisenberatung, Ehe- 
und Lebensberatung, Psychologische Bera-
tung).

Die Freie Wohlfahrtspflege ist in folgenden Wohl-
fahrtsverbänden organisiert:

•	� Arbeiterwohlfahrt 

•	� Caritasverband

•	� Deutsches Rotes Kreuz

•	� Diakonisches Werk

•	� Der Paritätische

Folgende Verbände übernehmen in weiten Teilen 
ähnliche Aufgaben wie die freien  
Wohlfahrtsverbände

•	� Malteser Hilfsdienst e.V. Lübeck 
Tel. 0451 192 - 15

•	� Johanniter-Unfall-Hilfe e.V. Lübeck 
Tel. 0451 580 100

•	� Arbeiter-Smariter Bund e.V. Lübeck 
Tel. 0451 511 - 77
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|  Wohnen / Wohnraumanpassung
Die Wohnung als Mittelpunkt des Lebens spielt 
eine entscheidende Rolle bei der Gestaltung des 
Alltags. Es wird unterschieden zwischen privaten 
Wohnformen (allein oder mit Angehörigen in der 
eigenen Wohnung), betreutem Wohnen (allein 
oder in Wohngemeinschaften, z.B. mit sozialpä-
dagogischer/ ambulanter Betreuung, wohnbeglei-
tenden Hilfen, Bereitschaftsdiensten) und Wohn-
heimen (stationäre Einrichtungen wie Alten- und 
Pflegeheime).

Falls Sie einen behindertengerechten Neu- oder 
Umbau planen, haben Sie ggf. Anspruch auf eine 
Förderung. Je nach Ihrer persönlichen Situation 
zahlen unter Umständen verschiedene Kostenträ-
ger Zuschüsse an Sie. Wohnen Sie zur Miete, muss 
der Vermieter mit der Umbaumaßnahme einver-
standen sein.

Staatliche Wohnungsbaumittel sind unter beson-
deren Bedingungen möglich. Informieren Sie sich 
über die Bedingungen und die mögliche Höhe bei 
Ihrem Amt für Wohnungsbauförderung

Im Rahmen der Pflegeversicherung können die 
Pflegekassen Zuschüsse für Maßnahmen zur Ver-
besserung Ihres Wohnumfeldes erbringen. Hierzu 
zählen Aufwendungen, 

•	 die häusliche Pflege erst ermöglichen,

•	� die häusliche Pflege erheblich erleichtern 
helfen,

•	� die eine möglichst selbständige Lebensführung 
des Pflegebedürftigen wiederherstellen.

Hilfen sind unter anderem möglich durch:

Bezuschussung durch die Pflegeversicherung
Gelder für Möglichkeiten zur Verbesserung des 
Wohnumfeldes (z.B. Verbreiterung der Türen, 
Anbringen einer Zufahrtsrampe, Schaffung von 
behindertengerechten Sanitäranlagen). Eine Be-
zuschussung ist ab Pflegegrad 1 bis zu 4.000 € pro 
Maßnahme möglich, wobei Sie einen angemes-
senen Anteil zu tragen haben, der sich nach den 
Kosten der Maßnahme und Ihrem Einkommen 
richtet. Nähere Auskünfte erteilt Ihre zuständige 
Pflegekasse. 

Auch andere Kostenträger, wie Unfall- oder 
Rentenversicherung, die Kriegsopferfürsorge, das 
Arbeitsamt, die örtliche Fürsorgestelle oder der 
örtliche Sozialhilfeträger können für eine Kosten-
beteiligung in Betracht kommen. 

Bezuschussung aus Sozialhilfemitteln
Für die behindertengerechte Umgestaltung von 
Wohnungen können, soweit hierfür bestimmte 
Voraussetzungen vorliegen, beim Sozialamt Zu-
schüsse im Rahmen der Eingliederungshilfe nach 
dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) beantragt 
werden. Danach haben alle nicht nur vorüberge-
hend körperlich, geistig oder seelisch wesentlich 
Behinderten einen Rechtsanspruch auf Eingliede-
rungshilfe. Sprechen Sie hierüber bitte mit Ihrem 
örtlichen Sozialamt. 

	� Alten- und Pflegeheime
	� Krankenkassen/Pflegekassen
	� Pflegeversicherung
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|  Zuzahlungsbefreiung
Für die Inanspruchnahme einiger Leistungen der 
Krankenkassen hat der Gesetzgeber Zuzahlungen 
vorgesehen. Durch diese Zuzahlungen sollen den 
Versicherten jedoch keine unzumutbaren Bela-
stungen entstehen, deshalb ist grundsätzlich ein 
Überforderungsschutz vorgesehen.

Belastungsgrenzen im Einzelnen
•	� Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren sind 

von allen Zuzahlungen befreit.

•	� Schwer chronisch Kranke müssen maximal ein 
Prozent des jährlichen Familienbruttoeinkom-
mens für Zuzahlungen aufwenden. Die Ein-
Prozent-Grenze gilt nun auch für die restlichen 
im Haushalt lebenden Familienangehörigen, 
die bisher bis zu zwei Prozent für Zuzahlungen 
aufbringen mussten.

• 	� Alle übrigen Versicherten müssen maximal 
zwei Prozent ihres jährlichen Familienbrutto-
einkommens für Zuzahlungen aufbringen.

•	� Die Belastungsgrenze für Sozialhilfe- und 
Kriegsopferfürsorgeempfänger sowie Heimbe-
wohner, deren Unterbringung von einem Trä-
ger der Sozialhilfe- bzw. Kriegsopferfürsorge 
getragen wird, liegt bei ein bzw. zwei Prozent 
des regional unterschiedlichen Regelsatzes für 
einen Haushaltsvorstand.

Alle Zuzahlungen werden berücksichtigt, d.h. 
auch Zuzahlungen für Krankenhausaufenthalte, 
Reha-Maßnahmen oder Hilfsmittel. Sobald die 
individuelle Belstunggrenze erreicht ist, wird man 
von seiner Krankenkasse für den Rest des 
laufenden Jahres auf Antrag befreit.

Fordern Sie kostenlos bei Ihrer Krankenkasse ein 
Nachweisheft an, in dem Sie alle Zuzahlungbelege 
sammeln und berechnen Sie Ihre persönliche Bela-
stungsgrenze.

Z
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